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Berlin den 21. April. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Hauptmann a. D. und Landrath von Lysnewski zu Sensburg, im Re⸗ 
gierungs-Bezirk Gumbinnen, den Rothen Adler-Orden dritter Klaſſe mit der 
Schleife zu verleihen; den bisherigen Geſandten bei der Ottomaniſchen Pforte, 
Geheimen Legations-Rath von Le Cog, zum Mitgliede des Staats: Nathes zu 
ernennen; die bisherigen proviſoriſchen ObersBürgermeifter, Geheimen Regierungs— 
Rath Emundts zu Aachen und Kommerzien⸗Rath Adolph von Carnap zu 
Elberfeld, fo wie die kommiſſariſchen Bürgermeifter Luck zu Weſel und von Ha— 
renne zu Eupen zu Bürgermeiſtern der gedachten Bürgermeiſtereien zu ernennen, 
auch den drei Erſtgenannten den Titel Ober-Bürgermeiſter zu verleihen; und die 
von dem Magiſtrat in Lübben getroffene Wahl des bisherigen Subrektors Wag— 
ner als Direktor der dortigen höheren Bürgerſchule zu beſtätigen. 


Die neueſte Nummer der Allg. Preuß. Ztg. enthält folgende Bekanntmachung.: 
Des Königs Majeſtät haben, in Verückſichtigung der dermaligen, ganz unge⸗ 
wöhnlichen Theurung der erſten Lebensbedürfniſſe, zu beſtimmen geruht, daß die 
Erhebung der Mahlſteuer einſtweilen und bis zum 1. Auguſt d. J. ausgeſetzt 
werden ſoll. ar { 

Außerdem haben Se. Majeſtät durch die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 17. 
d. M. zu befehlen die Gnade gehabt, daß die Klaſſenſteuer für die unterſte 
(Kopfſteuer⸗) Stufe während der drei Monate Mai, Juni und Juli dieſes Jah— 
res außer Hebung bleiben ſoll. 

Dieſe neuen Beweiſe der landesväterlichen Fürſorge Sr. Majeſtät des Königs 
werden in Gemäßheit eines an mich ergangenen Erlaſſes des Herrn Finanz-Mini⸗ 
ſters Excellenz vom heutigen Tage mit dem Vemerken zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht, daß die Steuer - Behörden angewieſen worden ſind, die Erhebung der 
Mahl- Steuer ſofort einzuſtellen, und ſolche erſt vom 1. Auguſt d. J. ab in der 
bisherigen Art und Weiſe wieder eintreten zu laſſen. Wegen des Erlaſſes der 
Klaſſenſteuer in der unterſten Steuerſtufe auf die drei Monate Mai, Juni und 
Juli d. J. wird ſeitens der Königlichen Regierungen das Erforderliche unverzüglich 
veranlaßt werden. Berlin, den 19. April 1847. Der Ober-Präſident der 
Provinz Brandenburg. (gez.) von Meding. 

Der Kaiſerlich Ruſſiſche General-Major von Trembicki iſt von Warſchau 
hier angekommen. l 


Die wiederholten, im Intereſſe der Armuth geſtellten Anträge wegen Aufhe⸗ 
bung der Schlacht- und Mahlſteuer, verbunden mit dem weit verbreiteten Gerüchte, 
daß die Staatsregierung beabſichtige, den Ständen — wie jetzt geſchehen — ei⸗ 
nen Geſetzentwurf über Aufhebung, reſp. Umwandlung dieſer Steuer vorzulegen, 
haben Hrn. Liedke, den Stifter der Sparanftalten im Hamburgerthor Bezirk zu 
einer möglichſt genauen Unterſuchung der Frage veranlaßt: ob die von ſo vielen 
Seiten gewünſchte Maßregel den Armen in Wahrheit einen Vortheil gewähren 
würde. Die Ermittelungen des Verfaſſers, welche derſelbe ſo eben in einer klei— 
nen Schrift: „die Schlacht- und Mahlſteuer und die Armen“ der 

Oeffentlichkeit übergeben hat, führen zu dem Reſultat, daß dieſe Aufhebung für 
den Kleinhandel ohne allen bemerkbaren Einfluß auf die Preisermäßigung der 
Nahrungsmittel bleiben, alſo auch dem Armen keine irgend fühlbare Hülfe ge— 
währen würde, während die Aufbringung der zur Deckung des Ausfalls einzu— 
führenden direkten Steuer dem Wohlhabenden eine um fo empfindlichere Laſte aufs 
legen müßte, als auch dieſer in der Befreiung von der Schlacht- und Mahlſteuer 

kein ſehr bemerkbares Aequivalent für die Opfer der neuen directen Leiſtung finden 
könnte. — Der Arme konſumirt vornehmlich Roggengebäck und Schweineſleiſch. 
Der Centner Roggenmehl wird mit 6 Sgr. 8 Pf. beſteuert, alſo 1 Pfd. mit 11 
Pf. Koſtet der Centner verſteuerten Mehls 5) Rthlr., fo werden im Durchſchnitt 
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2% Pfd. Mehl zu einem 5 Sgr.⸗Brode verbraucht; und die Steuer davon bes 
trägt 2 Pf. Sollte dieſe Steuer aufgehoben werden und der Betrag derſelben 
dem Mehlgewichte zu gute kommen, ſo erhielte man für 2 Pf. — den Centner 
unverſteuerten Mehls zu 5 Rthlr. 8 Sgr. 4 Pf., mithin das Pfund zu 1 Sgr. 
571 Pf. gerechnet — 34 Loth Mehl. Da nun 24 Pfund Mehl ungefähr 33 
ausgebackenes Brod geben, ſo würden die 33 Loth in demſelben Verhältniß eirca 
4% Loth Brod geben, und das Roggenbrod zu 5 Sgr., alſo ſtatt wie gegenwär⸗ 
tig 3 Pfund 16 Loth im Falle der Steueraufhebung 3 Pfund und ungefähr 21 
Loth wiegen. Der Vortheil, den der Arme hierdurch gewönne, müßte ſich aber 
in gleichem Maße verringern, als die Kornpreiſe ſelber hinaufgingen, fo daß der 
Arme die ihm zugedachte Wohlthat in der Zeit gerade immer am wenigſten em⸗ 
pfinden könnte, wo er ihrer zum meiſten bedürftig wäre. Dazu kommt, daß bei 
den fortwährend wechſelnden Kornpreiſen nicht immer mit Sicherheit auf ein Mehr⸗ 
gewicht des 5 Sgr.-Brodes von 4 bis 5 Loth zu rechnen iſt, wie es die verſchie— 
denen Brodgewichtsſätze der Backer unter ſich beweiſen. Denn während manche 
Bäcker gegenwärtig für 5 Sgr. 4 Pfund Brod verabreichen, geben andere für 
denſelben Geldbetrag nur 3 Pfund 4 Loth, ſo daß in dieſer ſchon jetzt vorhande⸗ 
nen Differenz von 28 Loth eine durch die Steueraufhebung bewirkte Differenz von 
5 Loth ſpurlos verſchwinden müßte. — In ähnlicher Weiſe verhält es ſich mit 
dem Schweinefleiſch, von dem Centner mit 1 Rthlr., das Pfund alſo mit 31 
Pf. beſteuert iſt. Die Aufhebung dieſer Steuer würde den armen Familien nur 
dann mehr zu gute kommen können, wenn ſie durch die Billigkeit des Fleiſches 
ſelbſt in die Lage geſetzt wären, mehr davon zu conſumiren. Je höher aber die 
Preiſe des Fleiſches hinaufgehen, um ſo mehr müſſen ſie auf den Genuß deſſelben 
verzichten, und haben alſo durch die Steuetaufhebung auch keinen Vortheil. Da⸗ 
bei bleibt noch zu berückſichtigen, daß es bei den kleinen Einkäufen der Armen den 
Verkäufern in den meiſten Fällen ſchlechterdings unmöglich ſein würde, dieſen den 
Steuerlaß zu gute kommen zu laſſen. Wollte man auch annehmen, daß bei Auf⸗ 
bebung der Mahl- und Schlachtſteuer die Bäcker und Schlächter den feſten Willen 
hätten, dieſe Maßregel nicht zu ihrem eigenen Vortheil auszubeuten, ſondern den 
Genuß derſelben den dürftjgen Conſumenten unverkürzt zuzuwenden, ſo entſteht 
doch immer die Frage: wie ſollen ſie dies bewerkſtelligen? Wie ſollen ſie es z. B. 
anfangen, dem Armen, der ſich für 6 Pf. Brod oder 1 Pfund Fleiſch oder für 
6 Pf. Schweinefett kauft, den winzigen Steuer⸗Erlaß bei fo geringem Einkauf 
anzurechnen? Sie werden, und gerade die Ehrlichſten unter ihnen am Erſten, 
jagen müſſen: für 4 Pfund Brod, für 13 Pfund Fleiſch und für 16 Pfund Fett 
kann ich nicht geben, und ſie werden ſomit ſich gezwungen ſehen, den dem Armen 
zugedachten Vortheil gern oder ungern in die eigene Taſche zu ſtecken. Geſetzt aber 
auch, die Bäcker und Schlächter machten es möglich, den Armen den ihnen zus 


gedachten Steuererlaß unverkürzt zuzuwenden, ſo käme derſelbe dieſen unter allen 


Umſtänden nur tropfenweiſe zu Gute, und fie würden den Erlaß als eine Wohl⸗ 
that nicht empfinden. Nach Hrn. Liedke's innigſter Ueberzeugung würde die Auf⸗ 
hebung der Mahl- und Schlachtſteuer dem Staate eine ſichere Einnahme von un⸗ 
gefähr 33 Mill. faſt nur zum Vortheil der Bäcker, Schlächter, Korn- und Vieh⸗ 
verkäufer entziehen, und zur Deckung des Ausfalls die Auflegung einer direkten 
Steuer nothwendig machen, welche uur unter der Unzufriedenheit aller dazu He⸗ 
ranzuziehenden aufgebracht werden könnte. Der Arme dagegen hätte von einer 
derartigen Maßregel faſt gar keinen Vortheil zu erwarten, wie namentlich auch 
durch die Aeußerungen mehrerer Bäcker und Schlächter gegen den Verfaſſer bewie⸗ 
ſen wird, welche meinten: ſie würden ſchon um deswillen ihren Kunden die Steuer⸗ 
Aufhebung nicht vergüten können, weil ſie ja im Falle der Aufhebung eine directe 
Steuer von ihrem Vermögen, Einkommen oder Gewerbe zu entrichten hätten, die 
fie allein tragen müßten, während fie jetzt die von ihnen nur ausgelegte indirekte 
Steuer ſich von ihren Abnehmern wieder erfegen ließen. Es würde hier ganz 
Ber > erde i f i 3 
augenscheinlich daſſelbe Verhaͤltniß eintreten, wie bei der früheren Ermäßt gung 
der Salzſteuer. — Der Erlaß an der Salzſteuer iſt faſt ausſchließlich allen den⸗ 
jenigen Klaſſen von Geſchäftsunternehmern zu gute gekommen, welche in ihrem + 
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Betriebe große Quantitäten Salz verbrauchen. Hierher gehören die Seifenſieder, 
die Bäcker, die Schlächter, die Landwirthe. Ein Seifenſieder z. B. verbraucht 
bei der jetzt häuſigeren Anwendung der Soda auf 100 Centner Seife etwa eine 
Tonne Salz, und erſpart demnach an der Tonne den Steuererlaß von 3 Rehlr. 
Werden dieſe 3 Kthlr. unter die 100 Centner vertheilt, jo kommen auf das Pfd. 
Seife 25 Pf., welchen Steuererlaß der Seifenſieder doch unmöglich dem armen 
Einkäufer, ſei es durch Preisermäßigung oder Gewichtsvermehrung der Waare 
zuwenden kann. Nun aber fabrieirt ein Seifenſieder mittleren Ranges in Berlin 
ungefähr 2,500 Centner Seife, und der Unternehmer hat alſo durch den Erlaß 
der Salzſteuer einen Gewinn von 75 Rthlr. jährlich, welchen er beim Abſatz im 
Einzelnen lediglich für ſich zu behalten gezwungen iſt. Einen wie wenig bemerk— 
baren Vortheil dagegen der dürftige Conſument durch die Ermäßigung der Salz— 
ſteuer genieße, liegt auf der Hand, wenn man erwägt, daß eine aus 5 Gliedern 
beſtehende dürftige Familie wöchentlich ungefähr 1 Pfund Salz kouſumirt. Würde 
auch dies Quantum, was'in der Regel nicht der Fall iſt, auf einmal angekauft, 
ſo beträgt der Steuererlaß doch immer nur 3 Pf. Im Verlaufe des ganzen Jah⸗ 
res ergiebt dieſe Erſparniß allerdings die für den Armen nicht unbedeutende Summe 
von 13 Sgr.; aber eine Erſparung von 3 Pf. wöchentlich kann auch für den Ar⸗ 
men nicht von großem Belang ſein. — Nachdem Hr. Liedke durch genaue, ins 
Einzelne gehende Berechnungen dargethan, daß die hauptſächlich im Intereſſe der 
Armuth beantragte Aufhebung der Schlacht: und Mahlſteuer den Armen bei ihren 
kleinen Einkäufen keine fühlbare Erleichterung gewähren würde, macht er den Vor⸗ 
ſchlag, den Armen einen Erſatz für ihren Steueraufwand im 
Ganzen zu gewähren. Zu dieſem Ende wird beantragt: eine Rückvergütung 
der Mahl- und Schlachtſteuer an die Armen eintreten zu laſſen, und dieſe Rück⸗ 
vergütung zugleich als Förderungsmittel wirthſchaftlicher und ſittlicher Hebung der 
Armen mit Spar- Anſtalten zur Selbſthülfe zu verbinden. Gemäß dem in der 
Schrift entwickelten Plane ſoll die Rückvergütung der Mahlſteuer mit den ſoge⸗ 
nannten Brodkaſſen verbunden und den Theilnehmern an dieſen Anſtalten ein freier 
Brodgenuß auf zwei Wochen auf Koſten des Staates gewährt werden. Was da- 
gegen die Rückvergütung der Schlachtſteuer betrifft, jo macht Hr. Liedke im Alle 
gemeinen den Vorſchlag; daß den bei Sparkaſſen zur Beſchaffung von Winterbe⸗ 
dürfniſſen betheiligten Armen das für die Spargelder anzukaufende Holz zu Durch⸗ 
ſchnittspreiſen aus Koͤniglichen Forſten geliefert und an dieſen Preiſen ein Theil 
des Steuerbetrages vergütet werden möge. Nach den Berechnungen des Herrn 
Liedke würde die Rückdergütungsſumme für die Mahlſteuer unter Zugrundelegung 
der Berliner Armenverhältniſſe für die ganze Monarchie 245,333 Ahle. jähr⸗ 
lich betragen, während das von den Armen anfzubringende Schlachtſtenerquantum 
ſich auf ungefähr 400,000 Rthlr. jährlich ſtellt. — Sollten Regierung und 
Stände willens ſein, ſchließt Hr. Liedke, die vorſtehend entwickelten Vorſchläge 
zu berückſichtigen und demgemäß eine Rückvergütung der Schlacht⸗ und Mahlſteuer 
oder eines Theils derſelben eintreten zu laſſen: fo würde nach des Verfaſſers feſter 
Ueberzengung der armen Bevölkerung eine wahrhafte und fühlbare Wohlthat er⸗ 
wieſen werden, während jede Aufhebung der Steuer den Armen keine Erleichterung 
gewähren, den Wohlhabenden eine doppelte Laſt auflegen würde. (Bresl. 3.) 


Berlin den 20. April. In Folge der erheblichen Steigerung der Getreide⸗ 
preiſe in den öſtlichen Provinzen iſt, wie bereits früher für die Rhein-Provinz 
und Weſtpfahlen geſchehen, die zollfreie Einfuhr von Reis auch in jenen Provin⸗ 
zen bis Ende des Monats September d. J. angeordnet. f 

Im Kammergerichts⸗Gebäude wird jetzt ein großer Saal für die öffentlichen 
Gerichtsſitzungen eingerichtet, der über dreihundert Zuhörer wird faſſen können. 

Die Spekulation bemüht ſich gegenwärtig, die Getreidepreiſe bis zum 
Stich⸗ oder Abwickelungstage ( 17. Mai) noch mehr in die Hohe zu treiben, wes⸗ 
halb auch das Getreide, ohne daß gerade Mangel daran wäre, von Tag zu Tag 
im Preiſe ſteigt. Leider giebt es gegen ein ſolches Treiben feine Rechtsmittel! 
Indeß dürfte demſelben bald einigermaßen geftenert werben, da, wie wir verneh⸗ 
men, die K. See handlung aus ihren Magazinen vorläufig funfzehnhun⸗ 
dert Wispel Roggen an Konfumenten, unter dem Marktpreiſe, nämlich den 
Wispel zu 105 Thalern, jetzt in Partieen von 5 — 6 Wispeln verkaufen will. 
Unbemittelte Bäcker ſollen dabei hauptſächlich berückſichtigt, Kornhändler c., aber 
von der Seehandlung jetzt gar kein Getreide erhalten. Man hofft, durch dieſe 
Maßregel dem ferneren Steigen der Korupreiſe ein Ziel zu ſetzen. 

Das Patent vom 30. März, die Bildung neuer Religions-Geſellſchaften be⸗ 
treffend, garantirt von Neuem mit klaren Worten die unverkümmerte Aufrechthal⸗ 
tung der in dem Allgemeinen Landrechte ausgeſprocheuen Glaubens- und Gewiſ⸗ 
ſensfreiheit, ſo wie die Freiheit der Vereinigung zu einem gemeinſamen Bekennt⸗ 
niſſe und Gottesdienſte. Eine Trauung iſt für diejenigen, welche einer vom 
Staate nicht genehmigten Religionsgeſellſchaft angehören, nicht nothwendig, der 
Nachweis des Aufgebots und die perſönliche Erklärung der Brautleute vor dem 
Richter, daß ſie fortan als ehelich mit einander verbunden ſich betrachten wollen, 
genügt; für ſie iſt alſo die Civilehe eingeführt. — In Breslau iſt am 14. 
April bei einem der daſigen Gerichte der erſte Antrag auf Eingehung einer Civilehe, 
und zwar von einem — Droſchkenkutſcher, gemacht worden. Vorläuſig konnte 
das Gericht noch nicht . ee da es vom Herrn Juſtiz-Miniſter noch 

i ifung erhalten hat. 
1 * er > es Zürcher Zeitung“ wird geſchrieben: Ich reiſte auf 
einem Kölniſchen Dampfſchiffe. Das Schiff war vollgeſtopft von Auswanderern 
aus der Nähe von Stuttgart, worunter 26 aus einem einzigen Dorſe. Daß 


dieſe Lente nicht einmal wiſſen, wohin fie kommen — verſteht ſich von ſelbſt. Sie 
reiſen auf Einladung eines Huber in Greenville, Staat Ohio, über Rotterdam, 
London (wo ſie den bedungenen und ſchon mit 16. Sh. 8 P. pr. Perſon bezahl⸗ 
ten Biscuit, Mehl und Reis abfaſſen ſollen) na N i und Cineinnati (an⸗ 
dere in den Staat Miſſouri); London müſſen ME weil fich feine Trans⸗ 
portmittel in Antwerpen mehr vorfinden. bus dle Ueberfahrt von Mannheim bis 
Nenyork (ohne 16 Sh. 8 P. für Lebensmittel) ſind 64 fl. R. V. auf den Kopf 
bedungen (2 Kinder für eine Perſon, Säuglinge u sanft). Der Hauptunter⸗ 
nehmer der Auswanderung, Washington Finlay in Mainz, habe für 100,000 
Perſonen bis Mai contrahirt. Er ſelbſt bezahlt von Mannheim bis Köln 5 fl. 
13 kr. die Perſon. — Dieſe 100,000 Perfonen, A blos aus Süd: 
deutſchland; die nördlich von Mainz gelegenen Staaten find in diefer Zahl 
nicht begriffen; ebenſo wenig find dazu folche Auswanderer gezählt, welche auf 
anderen Wegen reifen und mit andern Unternehmern accordirt haben. Die Ae⸗ 
corde der Würtemberger, die ich begleite, ſind von deſſen Agent Paulſen in 
Mainz ausgefertigt. Die Abfahrt von London auf der 1000 Tonnen haltenden 
„Vietoria“ iſt auf den 13. April feſtgeſetzt, bis wohin ſich die Auswanderer 
ſelbſt zu unterhalten haben. Was eine ſolche Völkerwanderung für Folgen äußern 
wird, iſt bei der Großartigkeit der Sache ſchwer vorauszubeſtimmeu. Man 
rechue aber nur SO fl. für die baar auszulegenden Reiſekoſten; jo wird durch die 
100,000 Perſonen dieſes einzigen Zuges Süddeutſchland eine Summe von acht 
Millionen weſentlich zu Gunſten von England entzogen; welche Summen dieſe 
Leute aber mit hinüber nach den vereinigten Stagten von Nordamerika nehmen, 
um die Reiſe ins Junere zurücklegen und ſich anſiedeln zu konnen, was für Ar- 
beitskräfte zu Gunſten jener für Deutſchland verloren gehen, wie viel außerdem 
ſonſt noch zu Grunde geht, (wer ſoll z. B. die leeren Häuſer in den verlaſſenen 
Dörfern kaufen — ), man darf es nicht berechnen! N 
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Fulda. — In der letztverfloſſenen Woche wurde auf per Eſtafette erhaltene 
Order ein Soldat des hier garniſonirenden Regiments, aus Rotenburg an der 
Fulda gebürtig, in einer Extrapoſtchaiſe und unter Eskorte zweier Gendarmen 
nach Kaſſel abgeführt. Derſelbe ſaß hier in Arreſt, weil er ſich geweigert hatte, 
als Rekrut zur Fahne zu ſchwören; von da aus ſoll er Entdeckungen gemacht ha⸗ 
ben, welche auf die Urheber der Drohbriefe hinweiſen, die vor mehreren 
Wochen in Kaſſel angeheftet worden find. Die dortſelbſt ſtattgehabten Verhaftun⸗ 
gen ſieht man als die nächſten Folgen dieſer Entdeckungen an. N 

Karlsruhe. (Allg. Badz.) — Bir find in den Stand geſetzt, die Nach⸗ 
richt verbürgen zu können, daß allerdings wegen der diesjährigen ſtarken Aus⸗ 
wanderungen alle Poſtſchiffe in Havre bis Mitte Juni beſetzt ſind. Es können 
daher für die Ueberfahrt von Havre nur Accorde für die zweite Hälfte Juni und 
ſpäter abgeſchloſſen werden. Daß aber Auswanderer ohne Accorde die Heimath 
verlaſſen, iſt nicht rathſam; ſie müſſen dann in einem Seehafen liegen bleiben 
und Hab und Gut verzehren. Sie bleiben jetzt beſſer in ihrer Heimath und war⸗ 
ten bis Juni oder Juli. 

Vom Neckar. — Die „Deutſche Zeitung wird nun zuverläſſig bis 1. Juli 
erſcheinen, wahrſcheinlich werden ſchon die nächſten Tage die förmlichen Ankün⸗ 
digungen dazu bringen. Der Redactions-Ausſchuß (Mittermaier, Gervinus, 
Mathy, Hauſer) hat die langwierigen Vorarbeiten eines ſolchen Unternehmens 
begonnen, die äußeren Bedingungen feſtgeſtellt und iſt nun im Stande, in kürze⸗ 
ſter Zeit dem Publikum Rechenſchaft abzulegen. Soviel wir aus zuverläſſiger 
Quelle erfahren, wird der Redactions-Ausſchuß als Herausgeber genannt werden; 
als verantwortlichen Redakteur, der nach dem Badifchen Preßgeſetz ein Badiſcher 
Staatsbürger von mindeſteus 30 Jahren fein muß, wird ſich Gervinus uen⸗ 
nen. Verleger iſt F. Baſſer mann in Mannheim, der Ort des Drucks und 
der Herausgabe natürlich Heidelberg. 5 

Aus dem badiſchen Odenwald. — Es iſt der Thätigkeit und um⸗ 
ſicht der Regierung gelungen, einem verbrecheriſchen Treiben auf die Spur zu 
kommen, das mit den ſchändlichen Flugſchriften, welche in neuerer Zeit in Maſſe 
in Umlauf geſetzt worden, in engem Zuſammenhang zu ſtehen ſcheint. In ein⸗ 
zelnen Bezirken des Odenwaldes, welche man wahrſcheinlich wegen der dort herr⸗ 
ſchenden Noth beſonders empfänglich glaubte für derartige Unternehmungen, wurde 
in zahlreichen Eremplaren ein Aufruf verbreitet. „Gott — heißt es darin —. 
hat den Hunger unter die Menſchen geſchickt, damit das deutſche Volk erwache, 
ſich einander liebe wie Brüder und auch wie Brüder mit und für einander ſtreite.“ 
Den weiteren Inhalt giebt die folgende Befauntma chung: „Zuverläſſigen 
Mittheilungen zufolge iſt ein von ſogenaunteu „Freunden des Vaterlandes“ unter 
zeichueter Aufruf in den Amts bezirken, Adelsheim, Buchen, Eberbach, Mosbach 
und Neudenau verbreitet worden, worin an die dortige Bevölkerung die Auffor⸗ 
derung ergeht, an einer Revolution Antheil zu nehmen. Es wird darin nament⸗ 
lich zur Vernichtung des Adels, Vertreibung der Fürſten und Juden und Ermor⸗ 
dung der Veamten aufgefordert. Als Zeit des Ausbruchs der Revolution iſt der 
12. April d. J., Vormittags 8 Uhr, bezeichnet, und als Verſammlungsort die 
ſogenannte Spieſen-Heumatte zwiſchen Unterſcheidenthal und Balsbach. Ob⸗ 
gleich die unterzeichnete Staats behörde von der Ueberzeugung durchdrungen iſt, daß 
ein ſolches frevelhaftes Beginnen bei dem geſetzlichen Sinne der Einwohnerſchaft 
keinen Eingang finden kann, vielmehr mit Abſchen von der Hand gewieſen werden 
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wird, ſo ſieht man ſich doch verpflichtet, dieſelben unter Hinweiſung auf die Ge⸗ 
jeße, welche Handlungen der Art, wie ſie hier beabſichtigt werden, mit den ſtreng⸗ 
ſten Strafen belegen, noch beſonders zu warnen und ſie zu ermahnen, ſich dieſem 
verbrecheriſchen Treiben ferne zu halten. Namentlich fordert man die Einwohner 
auf, bei dieſer verbotenen Volksverſammlung nicht zu erſcheinen, indem gegen die 
Erſcheinenden unnachſichtlich nach der Strenge des Geſetes verfahren werden wird. 
Zur Aufrechthaltung der geſetzlichen Ordnung ſind übrigens die geeigneten Maß⸗ 
regeln getroffen. Al 1 den 9. April 1847. Großh. Regierung des Uns 
5 aaff. vdt. 
ine, den ge In wenig Wochen erwartet man die Rückkehr 
des Kronprinzen und des Prinzen Luitpold nebſt Gemahlin nach unſerer Haupt⸗ 
ſtadt. Kurz darauf wird die Abreiſe des Königs nach Aſchaffenburg ſtattfinden. 
Daß Profeſſor Philipps, um ſein vorzügliches ultramontanes Licht nicht in Lands⸗ 
hut unter einen Akten⸗Scheffel ſtellen zu müſſen, unſern Monarchen um Entlaſſung 
aus den Baieriſchen Dienſten gebeten und dieſelbe auch ſofort erhalten hat, wiſſen 
Sie. Es wird erzählt, daß der verehrte Souverain auf die bezügliche Eingabe 
des Hrn. Philipps eigenhändig die Worte geſchrieben habe: „Mit Vergnü⸗ 
gen gewähre ich dieſe Entlaſſung.“ Man ſagt, Hr. v. May, mit 
ſeiner Verſetzung nach Neuburg als Appellationsgerichtsrath höchlich unzufrieden, 
wolle unſere Dienfte ebenfalls quittiren. Auch er wird nicht zurückgehalten wer 
den. Prof. Höfler hat einen Quiescenz⸗Gehalt von 400 Gulden Da für ihn 
wenig Hoffnung anf irgend eine Reaktivirung in nächſter Zeit vorhanden iſt, ſo 
ſoll er ebenfalls trachten, außerhalb Landes wieder einen entſprechenden Berufs- 
kreis zu finden. Seine Ausſichten find, wie es heißt, nach der Schweiz gerichtet. 

In dem Befinden Sr. Majeſtät des Königs ſcheint wieder ein Ruckſchrit eins 
getreten zu ſein, jedoch zuverläſſigem Vernehmen nach ohne irgend eine Bedeutung 
und nur mit der Nöthigung zur ferneren Hütung des Zimmers. Dies erklärt 
ſich allein ſchon aus der herrſchenden üblen Witterung; denn kaum hatte es vor⸗ 
geſtern den Anſchein, als wollte der lang erſehnte Frühling endlich eintreten, ſo 
hat es geſtern wieder den ganzen Tag heftig geſchneit, und noch in dieſem Augen⸗ 
blicke regnet und ſchneit es bei ziemlicher Kälte durch einander. 

Heute oder morgen dürfen wir dem Eintreffen einer Griechiſchen Poſt entge⸗ 
genſehen, und mit welcher allſeitigen Spannung dies hier geſchieht, iſt unter den 
obwaltenden Umſtänden begreiflich. Leider athmen alle Briefe jüngſten Datums 
aus Athen einen Geiſt, welcher es als eine für die Regierung höchſt ſchwierige 
Aufgabe erſcheinen läßt, unter gewiſſen Umſtänden die allgemein vorherrſchende 
Kampfluſt der ganzen Nation in Schranken zu halten. 

Die wichtigſte, zugleich ganz unerwartete und daher äußerſt überraſchende 
Tagesneuigkeit in und aus München ſelbſt iſt offenbar die geſtern bekannt gewor⸗ 
dene Penſionirung des erſt vor wenigen Wochen als Präſident der Regierung der 
Ober falz nach Regensburg verſetzten ehemaligen Juſtizminiſters Freih. v. Schrenk. 

sine kaum glaubliche Theilnahme und allfeitige Senſation hat die feit geſtern 
bekannt gewordene Thronrede Sr. Maj. des Königs von Preußen hervorgerufen, 
wie nicht minder jede der beiden Königlichen Entſchließungen über die koufeſſionel⸗ 
len Verhältniſſe und über die Einführung voller Offentlichteit bei dem Juſtizver⸗ 
fahren. 

Deftterreid. 

Wien. — (F. J.) Wie wir vernommen, will der Erzbiſchof von Geiſſel 
in Köln nunmehr in Rom ein Breve erwirken, worin die Hermeſiſche Doktrin 
nochmals verdammt und die Verſchiedenheit der Lehre in der littera eneyclica des 
Papſtes Pius IX. von der betreffenden Hermeſiſchen Lehre ausgeſprochen werde. 
Wenn es wahr iſt, daß in der Kölner Erzdlözeſe der größere und geiftig begabtere 
Theil des Klerus noch immer die Grundſaͤtze der Hermeſiſchen Schule feſthält, fo 
mag der Herr Erzbiſchof zu jenem Schritte feine guten Gründe haben; auch dürf⸗ 
ten ſich die Hermeſianer ſelbſt darüber nur freuen, indem ohne nochmalige Prü⸗ 
fung der Hermeſiſchen Lehre ein neues Breve nicht füglich erlaſſen werden dürfte; 
das iſt es aber gerade, was die Hermeſianer ſtets wünſchen. Daß dieſe neue 
Prüfung unpartheiiſch und von Sachkennern vorgenommen werden wird, dafür 
bürgt der Charakter des weiſen und erleuchteten Papſtes. 

_ Prag den 15. April. Daß die Zeitungsgerüchte über die Verminderung 
unſeres Militair-Etats leider ganz grundlos ind, beweiſt wohl am beſten die 
Thatſache, daß ſo eben die jährliche Rekrutenſtellung angeordnet wurde, welche 
aber diesmal blos für die militairiſch⸗ konſkribirten Provinzen — d. h. mit Aus⸗ 
ſchluß von Ungarn, Siebenbürgen ze. — 36,500 Mann beträgt und mit dem 
18. Mai beginnt. Nach der Volkszählung vom Jahre 1846 fallen auf die Be— 
völterung Böhmens pr. 4,400,661 Seelen 10,049 Mann als Kontingent zur 
diesjährigen Rekrutenſtellung. ö 

b Frankreich. 

Paris den 17. April. Die Kommiffion über den Algieriſchen Kredit hat 
ſich vorläufig dahin ausgeſprochen, daß die jetzige Civil-Verwaltung in Algier ver⸗ 
bleiben ſolle, wie fie jetzt je Auch der Geſetz⸗Entwurf über die militairiſchen 
Ackerbau⸗Kolonieen hat in der Kommiſſion, die mit Prüfung deſſelben beauftragt 
wurde, die Majorität nicht erhalten. 

Der bisherige Spaniſche Geſandte am hieſigen Hofe, Martinez de la Roſa, 
wird nach ſeiner Abberufung von dieſem Poſten, als Privatmann ſeinen Wohn⸗ 
ſitz in Paris behalten. f 

Heute giebt Galignani's Meſſenger eine Engliſche Ueberſetzung der 
Thron⸗Rede Sr. Majeſtät des Königs von Preußen; den anderen Pariſern Zei⸗ 
tungen ſcheint dieſe Rede noch nicht zugekommen zu fein; fie bringen nur vorläu⸗ 


ſige Nachrichten und Bemerkungen über die Eröffnung des Vereinigten Landtages. 
Galignani's Meſſenger ſagt dieſen Blättern, ihre Kommentare ohne die 
Thron⸗Rede, die ihm allein durch Expreſſen zugegangen, glichen einer Kritik über 
ein Drama, wenn daſſelbe ohne die Hauptrolle geſpielt worden wäre, und jene 
Journale hätten beſſer gethan, mit ihren Bemerkungen ſo lange zu warten, bis 
ihnen dieſes wichtige Dokument ſelbſt vorgelegen. 

Das ganze Unterrichtsweſen in Frankreich, für welches ſeit 1830 unleugbar 
ſchon viel geſchehen iſt, obgleich noch mehr zu thun übrig bleibt, ſoll eine verän⸗ 
derte Geſtalt, eine neue Organiſation erhalten. Die Klagen über die Mangel⸗ 
haftigkeit und die Fehler des gegenwärtigen Zuſtandes, über die Stellung der öf⸗ 
fentlichen Lehrer der Elementarſchulen, über die unangemeſſene Einrichtung der 
höheren Unterrichts-Anſtalten, die Vernachläſſigung mancher Zweige der Wiſſen⸗ 
ſchaften, die ungebührlichen Einflüſſe, die bald von dieſer bald von jener Seite 
auf das ganze Unterrichtsweſen ſich geltend machen, über zu große Ausdehnung 
der Macht der Univerſität, dagegen zu geringe Berückſichtigung der Rechte der 
Familienväter in Betreff der Erziehungs- und Unterrichtsmethode, die fie für ihre 
Kinder angewendet wiſſen wollen, dieſe und viele andere Klagen waren immer 
lebhafter geworden. Herr Villemain hatte vor drei Jahren einen Geſetz⸗Entwurf 
über den höheren Unterricht vorgelegt, über welchen die Berichte des Herzogs von 
Broglie in der Pairs⸗Kammer und des Herrn Thiers in der Deputirten⸗Kammer 
ſo wenig übrreinſtimmende Berichte erſtatteten. Die geiſtige Erkrankung des Hrn. 
Villemain kam nachher dazwiſchen, und die Sache blieb auf ſich beruhen, bis 
endlich mit dem Eintritte des Grafen von Salvandy ins Kabinet als Miniſter des 
öffentlichen Unterrichts neue Hoffnungen rege gemacht wurden. 

Spanien. 

Madrid den 11. April. Der Senat hielt geſtern eine Sitzung, in welcher 
ihm mehrere Königliche Dekrete mitgetheilt wurden, unter andern das, mittelſt 
deſſen der gerichtlichen Verfolgung gegen General Serrano ein Ziel geſetzt wird. 

Paris den 16. April. Die neueſten Nachrichten von der Spaniſchen Gränze 
vom 11ten ſcheinen es außer Zweifel zu ſiellen, daß Triſtany, der gefürchtete 
Guerillasführer der Karliſten, vorläufig wieder vom Schauplatze abgetreten iſt 
und in irgend ein einſames, ſicheres Verſteck ſich zurückgezogen hat. Triſtany hat 
in den Augen der cataloniſchen Landleute einen doppelten Charakter; welcher ſeine 
Perſon ihnen heilig macht, er iſt zugleich Prieſter und Soldat. Er repräſen⸗ 
tirt daher zwei Prinzipien, die eine abſolute Herrſchaft über die Gemüther der 
cataloniſchen Bevölkerung üben, und faßt jo in ſich alle ihre religiöſen Gefühle 
zuſammen. Man könnte von dieſem Manne ſagen, er iſt den Cataloniern, was 
Abd el Kader den Arabern in Afrika if: Ueber die Beweggründe und Veran⸗ 
laſſung zu ſeinem unerwarteten Wiederabtreten vom Schauplatze herrſchen verſchie⸗ 
dene Angaben. Nach den einen hätte ihm der Graf von Montemolin ſein Ver⸗ 
trauen entzogen, was aber nicht ſehr wahrſcheinlich klingt, denn Triſtany iſt ganz 
der Mann dazu, ſeinen Weg fortzugehen und nöthigenfalls auf eigene Fauſt den 
Guerillas⸗Krieg fortzuſetzen, wenn ſich ihm auch nur einige Ausſichten auf Erfolg 
böten. Es muß daher angenommen werden, daß er von weiteren Unternehmun⸗ 
gen abſteht, weil er ſich von der Nutzloſigkeit fernerer Anſtrengungen überzeugt 
hat. In Folge davon verliert der Krieg auch den Charakter eines Bürgerkriegs, 
den er anzunehmen drohte, um in bloße vereinzelte Akte von Räubereien und 
Banditenſtreichen ſich aufzulöſen. 

Großbritannien und Irland. 

London den 15. April. Das Reſultat der geſtrigen Unter haus⸗Debatte 
über das Amendement Sir Robert Inglis' zu der bekannten Toleranz⸗Bill des 
Herrn Watſon in Betreff der römiſchen Katholiken iſt wider Erwarten gegen die 
Blll ausgefallen. Dieſelbe hatte bereits mit Zuſtimmung der Miniſter die zweite 
Leſung erhalten und ſollte geſtern im Comité berathen werden. Die hochkirchliche 
Partei beantragte aber durch ihren Haupt⸗Vertreter, das Mitglied für Oxford, - 
die Verwerfung der Bill, und obſchon kein recht gültiges Argument gegen dieſel⸗ 
be geltend gemacht wurde, ergab ſich die Abſtimmung doch 158 Stimmen für 
das Amendement Sir R. Juglis' und nur 119 Stimmen dagegen, ſo daß die 
Bill zu Boden ſiel. Der Miniſter des Innern, Sir George Grey, ſprach für 
das Prinzip der Bill und hielt die Entfernung der veralteten Strafbeſtimmungen 
gegen Katholiken um ihres Glaubens willen aus dem Statutenbuche keinesweges 
für eine Beeinträchtigung der beſtehenden Landeskirche, welche Sir R. Inglis 
und nach ihm Herr Plumptree und andere Verthetdiger der Hochkirche darin 
fanden. Herr Goulburn ſprach gleichfalls gegen die Bill, und zwar, weil 
in der Wirklichkeit kein Uebelſtand zu befeitigen wäre und man deshalb eine fö auf⸗ 
regende Frage nicht zur Entſcheidung zu bringen nöthig habe. Nach Verwerfung 
der Bill vertagte ſich das Haus. 

Es find hier Berichte aus Charlestown vom 16. März eingegangen, 
welche Nachrichten aus Veracruz vom 7. Februar bringen, in denen von 
der Abſicht, die Stadt beim Abmarſche der Amerikaner zu räumen, nicht die Rede 
war. Der Merikantſche Kongreß war noch über die Mittel, Geld zu ſchaffen, 
in Berathung, da das Geſetz wegen Verpfändung und Veräußerung des Kirchen⸗ 
vermögens ſich als durchaus unwirkſam erwieſen hatte. Der Sturm gegen dafs 
ſelbe war fo heftig geworden, daß ſelbſt Sautana ſich im voraus mit jeder Mo⸗ 
diſtkation des Geſetzes, welche der Kongreß beſchlließen werde, einverſtanden er⸗ 
flat hatte. Er ſelbſt nahm das Geld, wo er es finden konnte, und hatte in 
San Luis 98 Silberbarren, Spaniſchen Häufern gehörend, konfiszirt. In ſei⸗ 
ner Erklarung an den Kongreß behauptet er, feinen Privat-Kredit zu Gunſten des 
Heeres völlig erſchoͤpft zu haben. Aus Tampiko hatte man Nachrichten bis 
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zum 24. Februar. General Scott war dort am 1Iten angekommen und am 
31ſten nach der Inſel Lobos abgegangen, die Truppen in Tampiko rüſteten ſich 
ihm zu folgen. Am 24ſten war des Generals Worth Diviſion noch nicht in Tam⸗ 
piko angekommen. Von den angeblichen Gefechten und Niederlagen zwiſchen 
Santana und Taylor wird nichts gemeldet. 

Ein Schotttiſches Blatt; der Caledonian Mercury, berichtet von einem ent⸗ 


ſetzlichen Sturm, welcher in der Nacht zum 7. begann, mit größter Heftigkeit bis 


zum 8. Mittags fortwüthete, ſich dann zu einem Orkan geſtaltete und erſt am 9. 
Vormittags endete. Er hat, wie ſich erwarten ließ, bedeutenden Schaden, nament⸗ 
lich auf den Strömen, nicht minder aber auch in Glasgow, Greenock und an⸗ 


deren Ortſchaften angerichtet. 


Nach Privatberichten der Times aus St. Petersburg war dort großer 
Ueberfluß an Weizen, dergeſtalt, daß damit 900 bis 1000 Schiffe befrachtet 
werden konnten. Auf den Ruſſ. Märkten wurden fremde Kauforders zur Höhe 
von 3 Mill. Hektoliter ausgeführt. Daſſelbe Blatt meldet aus Alexandria, 
vom 29. v. M., daß am 22. mehr als 40 mit Korn beladene Schiffe von dort, 
meiſt nach England unter Segel gegangen ſind. 

Nach den neueſten Berichten aus New-Orleans vom 13. März hatte am 
25“ December v. J. in Neumexico zwiſchen 600 Mann der Ver. St. und 1100 
Merikanern ein Scharmützel ſtattgefunden, welches mit der Niederlage der Letzte— 
ren endete. 

Nach Berichten aus Caracas vom 7. März war bald nach dem Antritt des 
neuen Präſidenten, General Monagas, eine neue Empörung unter Ranjel aus⸗ 
gebrochen; man arbeitete ihr wirkfam entgegen. 

Die Times, die bekanntlich ſtets die Däniſche Krone in ihren Anmaßungen 
auf Schleswig⸗Holſtein unterſtützt hatten, bringen heute wieder einen ſehr langen 
Artikel, worin ſie die hiſtoriſchen Anſprüche Dänemarks auf das Herzogthum 
Schleswig zu erweiſen ſuchen. Sie folgen in ihren Behauptungen den Anſichten 
zweier bekannten Flugſchriften, von denen die eine „Das Kommiſſions-Bedenken 
über die Succeſſions-Berhältniſſe des Herzogthums Schleswig, die Kieler Kritik 
deſſelben, und K. Samwer's ſtaatsrechtliche Unterſuchung; die Vorgänge des Jah— 
res 1721“ zu Altona, und die andere „C. Molbech's hiſtoriſche Skizze der Ver— 
hältniſſe Schleswigs zu Danemark und Holſtein“, zu Kopenhagen herausgekommen 
und von Theodor Schorn ins Deutſche übertragen worden iſt. Wir übergehen 
die weitläufigen Auszüge aus dieſen Schriften, aus denen die Times natürlich den 
Schluß ziehen, daß die Anrechte Dänemarks auf Schleswig vollſtändig begründet 
und unzweifelhaft ſeien. | 

; Belgien 

Nach der „Union de Verviers“ wird vom 21. Mai ab ein Nachtszug auf der 
Eiſenbahn zwiſchen Brüſſel und Köln eingerichtet werden, zum Anſchluſſe an die 
Züge von und nach Paris. Von Köln wird der Zug um 10 Uhr Abends abge— 
hen, in Verviers um 2 Uhr eintreffen und in Brüſſel ſich an den Morgenzug nach 
Paris anſchließen. Der Nachtszug von Brüſſel wird die Ankunft des Morgenzu⸗ 
ges von Paris abwarten. ö 

Jta lien. 

Rom den 9. April (A. Z.) Die Miniſterkriſe hält noch an. So viel ſcheint 
gewiß, der Papſt hat die eingegebene Entlaſſung des Kardinals Gizzi von feinem 
Poſten als Staats⸗Seeretair nicht angenommen. Der Kardinal ſoll nun gewiſſe 
Bedingungen geſtellt haben, unter welchen er im Amt bleiben will. Im Publi- 
kum ſagt man, ohne daß man jedoch dafür bürgen kann, eine dieſer Bedingun⸗ 
gen wäre die Entlaſſung mehrerer der erſten Beamten aus dem Staats⸗ 
Sekretariat. 

Ihre Königliche Hoheit die Prinzeſſin Albrecht 
Abend mit Gefolge nach Neapel abgereiſt. 
Rußland und Polen. 

St. Petersburg den 10. April. Von der Geſellſchaft für Geſchichte und 
Alterthumskunde der Oſtſeeprovinzen zu Riga iſt beſchloſſen worden alljährlich in 
beſtimmten periodiſch wiederkehrenden Terminen wiſſenſchaftliche Aufgaben zur be— 
liebigen Löſung für die Mitglieder der Geſellſchaft und nicht zur Mitgliedſchaft 
gehörige Perſonen zu ftellen. 
ſchaft vom 24. März für das Jahr 1847 verſuchsweiſe folgende Aufgaben ge⸗ 
ſtellt: 1) Welchen Einfluß hatten die kommerziellen Beziehungen zu den Ländern 
an der oberen Wolga, an dem oberen Dniepr und im Stromgebiete der Düna 
auf Natur, Gang und Entwickelung des Rigaſchen Handels während der Or⸗ 
denszeit? 2) In welchem ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe ſtand die Ritter- und 
Landſchaft von Harrien und Wierland erſt zu der Krone von Dänemark und dann 
zum Orden? 3) Welchen Gang nahm die Reformation, um ſich in Liefland zu 


von Preußen iſt vorgeſtern 


befeſtigen? Aus welchen verfaſſungsmäßigen Zuſtänden behauptete ſich die luthe— 


riſche Kirche in dieſen Provinzen? 4) Welche Ereigniſſe gingen der zwanzig⸗ 
jährigen Periode der Rigaiſchen ſogenannten Freiheit voraus? In welchem Ver⸗ 
haͤltniſſe ſtanden die damaligen bürgerlichen Zerwürfniſſe mit den fpäter unter dem 
Namen des Kalenderſtreits bekannt gewordenen Unruhen, und wie geſtaltete ſich 
in Folge dieſer Ereigniſſe das Gemeinweſen der Stadt? 5) Welchen Einfluß 
hatte die Polniſche und Schwediſche Herrſchaft auf die Geſittung der Oſtſee-Pro⸗ 
vinzen? 6) Wodurch bethätigte der Landrath Karl Baron Schoultz von Aſcheraden 
ſeinen Patriotismus und ſeine lebendige Theilnahme an dem Wohle der Bauern? 
Welchen Einfluß hatte ſein ſegensreiches Wirten auf die Geſtaltung der bäuerlichen 
Verhältniſſe in Liefland? Als vorläufiger letzter Termin zur Beantwortung dieſer für 


das J. 1847 geſtellten Aufgaben iſt der mit dem Schluſſe des Geſellſchaftsjahres 


Demgemäß find in der Verſammlung der Geſell⸗ 


am 28. December zuſammenfallende Stiftungstag feſtgeſetzt, und müſſen die et- 
wanigen Beantwortungen bis zum 17. Dezember Nachmittags eingeſandt werden. 
Vit nnen Rte i. 

Ancona, den 8. April. (A. Z.) Plötzlich verbreitet ſich hier das Gerücht, 
daß auch ein Franzoſiſches Geſchwader nach dem Piräeus unter Segel ſei, 
von dem Prinzen von Joindille ſelbſt befehligt. Es iſt ein unverbürgtes Gerücht, 
dem man kaum Glauben beimeſſen kann. Ein Franzöſiſches und ein Engliſches 
Geſchwader, einander gegenüberſtehend und jedes eiue andere Sache beſchützend 
und vertheidigend! Das erſte noch dazu einem jungen, lebhaften Anführer am 
vertraut, deſſen Geſinnungen ohnehin bekannt find! Unmöglich läßt ſich dies von 
der umſichtigen Politik des jetzigen Pariſer Kabinets erwarten. Ich glaube daher, 
daß auf dieſes Gerücht wenig Gewicht zu legen iſt. (Die „A. Z.“ hat ſchon vor⸗ 
geſtern angezeigt, daß man in Toulon das alsbaldige Auslaufen des daſelbſt un⸗ 
ter dem Prinzen von Joinsille vereinigten Franzöſiſchen Geſchwaders erwarte, und 
daß das Linienſchiff „Jufleribel“ zur Verſtärkung der Levanteſtation 
abgegangen war.) 


Vermiſchte Nachrichten. 

Poſen, den 22. April. In der geſtrigen Sitzung der Stadtverordneten 
ſind dem Vernehmen nach folgende Gegenſtände verhandelt worden: 1) Auf den 
diesfälligen Antrag des hieſigen Kaufmanns Goldberg und in Folge eines tech⸗ 
niſchen Gutachtens wurde erſterem nachgegeben, die Einfahrt feines in der Schloß⸗ 


bergſtraße neu zu erbauenden Hauſes in einer Breite von 10 Fuß im Lichten herzu⸗ 


ſtellen, welche, wie die Erfahrung noch kürzlich hier gelehrt hat, zur Durchfahrt einer 
Feuerſpritze mit voller Bemannung hinreichend. 2) Sieben Conſenſe wurden voll⸗ 
zogen. 3) Statt des im erſten Stadtbezirk ausſcheidenden Schiedsmannes, Hrn. 
Kaufmann Anderſch, wurde aus den drei vorgeſchlagenen Kandidaten Herr 
Apotheker Kolski gewählt. 4) Der Wohllöbl. Magiſtrat zeigt der Verſamm⸗ 
lung an, daß von den beiden niedrigſten Klaſſen der zur Zahlung der Einkommen⸗ 
ſteuer Verpflichteten bereits 806 Individuen gänzlich befreit worden, die übrigen 
aber zahlungsfaͤhig ſeien. Der Magiſtrat wunſcht, daß es dabei bewenden möge, 
damit Ausfälle in der Einnahme verhütet werden. Die Verſammlung erklart 
ſich nach genauer Prüfung des Gegenſtandes damit einverſtanden. 5) In die 
Stelle des ausſcheidenden Herrn Kaufmann Scholtz wurde Herr Kaufmann 
Träger zum Kreis-Deputirten erwählt. 6) Das Geſuch eines vormaligen 
Polizei⸗Beamten um ein Führungs- Atteft wird an den Magiſtrat, als die 
zuftändige Behörde, verwieſen. 7) Das wiederholte Geſuch des dermaligen 
Eigenthümers des Schillings, das auf dieſem Grundſtück laſtende Laudemium 
in geſetzlicher Weiſe abzulöſen, da der Schilling bis jetzt noch nicht verkauft ſei, 
wird behufs der Prüfung der diesfälligen Berechnung der Ablöſungs-Summe 
einer Kommiſſion, aus den Herren ꝛc. Czwalina, Wendland und 
Hirſch beſtehend, überwieſen. 8) Auf den Antrag des Wohllöblichen Magi⸗ 
ſtrats werden die Einkünfte von 8 Kaſſen- und Kanzleidienern, die zur Zeit nur 
resp. 10, 11 und 12 Thaler monatlich beziehen, wegen der herrſchenden Theue⸗ 
rung auf die nächſten 5 Monate um 2 Thaler monatlich erhöht. 9) Das Geſuch 
eines ſtädtiſchen Beamten um Zulage wird abgelehnt. 10) Auf das unter den 
30. März c. an den Wohllöbl. Magiſtrat gerichtete Geſuch, die Intereſſen der 
Bewohner Oſtroweks und eines Theils der Vorſtadt Schrodka bei der beabſichtigten 
Führung des neuen Chauſſeezuges über die Cybina-Brücke nach dem Warſchauer 
Thor nach Kräften wahrzunehmen, antwortet der Magiſtrat zuſtimmend, bemerkt 
jedoch, daß die Lage der Dinge ſich verändert habe und vor der Hand die ausge⸗ 
ſprochene Beſorgniß noch keinen Raum gewinnen könne. Nichtsdeſtoweniger iſt 
die Verſammlung der Anſicht, daß der Wohllöbl. Magiſtrat in dieſer Angelegen⸗ 
heit die Initiative ergreife, damit nicht durch Verſchiebung die Einwohner der ge⸗ 
nannten Vorſtädte Schaden erleiden. 11) Der Wohllöbl. Magiſtrat theilt den 
Stadtverordneten mit, daß die Feſtungs-Bau⸗Direktion demnächſt zur Beſeitigung 
des Waſſermangels auf der Vorſtadt St. Martin verſuchsweiſe zwei Hauptbrun⸗ 
nen anlegen wolle, wovon ſonach das Reſultat abgewartet werden müſſe. Die 
Verſammlung bittet um möglichſte Beſchleunigung des Baues. 12) Der Ma- 
giſtrat beantragt den ſofortigen Bau eines Apartements bei der Elementarſchule 

auf der Teichgaſſe. Das Geſuch wird der beſtehenden Kommiſſion überwieſen. 

13) Die Subſcription auf die Verghaus'ſche Monatsſchrift „der Preußiſche 
Staatsbürger“, vorläufig auf ein Jahr, wird genehmigt. 14) Die Reſultate 

der Hundeſteuer werden mitgetheilt, und einer Kommiſſion — den Herren ır. 

Grunewald und Seidemann — zur Prüfung überwieſen. 15) Der 
Wohllöbl. Magiftrat zeigt der Verſammlung an, daß am 30. Mai c. die dies⸗ 

jährigen Stadtverordneten- Wahlen, und zwar (noch nach der alten Eintheilung) 

in allen 5 Revieren zugleich ſtatthaben werden. Den Wahl⸗Commiſſarien wurden 

beigeordnet: die Herren Stadtverordneten ze. Träger (I.), Steſzewski (I.), 

Knorr (Ill.), o. Gaſiorowski AV.) und Bielefeld (V. Revier.) Zugleich 

wurde beſchloſſen die betreffenden Geiſtlichen zu erfuchen, an dem genannten Tage 

den Gottesdienſt eine Stunde früher anfangen zu laſſen. 15) Die Kommiſſion 

zur Prüfung der Wahlliſten und zur Vergleichung derſelben mit der Bürgerrolle 

ftattete Bericht ab, und die Wahlliſten wurden hiernach rectifieirt. - 

Poſen den 23. April. (Eingeſ) Die geſtrige hieſige polniſche Zeitung 
enthält einen der Breslauer Zeitung entlehnten Artikel, wonach der noch in Brüſ⸗ 
ſel lebende und der gelehrten Welt hinlänglich als ausgezeichneter Schriftſteller bes 
kannte Joachim Lelewel (angeblich ein geborner Oſtpreuße, Profeſſor und 

RE > a (Hierzu zwei Beilagen.) 
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Oberſt), in der Schweiz geſtorben ſeyn ſoll. Gedachte hieſige Zeitung leitet den 
fraglichen, aus der Luft gegriffenen Artikel mit folgenden Worten ein: „Die 
Breslauer Zeitung liefert einen Aufſatz, welcher in vollem Maße geeignet iſt, den 
unterrichteten Leſer zum Lachen zu bringen“ (nun ſolgt jener Aufſatz wörtlich) und 
ſchließt ihn mit den Worten: „Der in Rede ſtehende Aufſatz iſt mit einer ſolchen 
Beſtimmtheit abgeſaßt, daß man glauben ſollte, fein Verfaſſer lebe mit allen 
Lelewels in dem freundlichſten Vernehmen. Der verſtorbene Oberſt Johann 
Lölhöffel wird darin identificirt mit dem vormaligen Mitgliede des National⸗ 
Gouvernements, Joachim Lelewel, welcher in Brüſſel lebt und fein gediege⸗ 
nes Werk: „Polen im Mittelalter“ in Poſen herausgiebt. — Die Lele 
wels find in Maſovien von jeher bekannt; fie haben von alten Zeiten her in 
Warſchau einen Palaſt inne gehabt, deſſen Abriß ſogar in Zanoni Rizzi's 
Atlas vom J. 1772 aufgenommen iſt, — und nun erfahren wir aus der Bresl. 
Zeitung, daß ein Lölhoffel in einen Lelewel verwandelt wird. Es iſt doch 
wohl eine unerhörte Leichtfertigkeit, ſolche Albernheiten von einem Manne zu er⸗ 
zählen, welcher zu den vorzüglicheren Schriftſtellern Europa's — wenn gleich der⸗ 
ſelbe nicht in deutſcher Sprache ſchreibt — gezählt wird, und nun, welche An- 
griffe erlaubt ſich nicht die Bresl. Zeitung gegen die Franzoſen, wenn ſie ſich in 
Bezug auf Deutſchland Blößen geben, und ſie wohnt ja doch dicht an der Gränze 
Polens und will in der Jetztzeit als die Hauptquelle der dieſes Land betreffenden 
Nachrichten gelten.“ 


Die Düſſeldorfer Zeitung ſchreibt: in der hier mit polizeilicher Erlaubniß nur 
zuweilen ſtattfindenden Bürgergeſellſchaft darf, nach einer Stimmenmajo⸗ 
rität, kein Taback mehr geraucht werden, jedoch iſt es den Mitgliedern ge 
flattet, Weiß bier zu trinken, welches fie aber in Glaſern unter ihre Stühle 
ftellen müſſen, indem keine Tiſche bei ihren Verſammlungen vorhanden find. 

Die Magdeburger Zeitung erzählt als Beweis dafür, daß es den Elbſchif⸗ 
fern nicht an Rohheit fehlt, folgenden Vorfall, der kürzlich in der Nähe des Sta⸗ 
der Wachtſchiffes vorſiel. Auf dem Deck eines Hanndverifchen Schiffes prügelte 
ein Kapitain den Schiffsjungen ſo grauſam, daß der Knabe über Bord ſprang 
und in den Wellen den Tod fand. Die Hannöveriſche Landpolizei, welche von 
dem Verfahren des Kapitains während der Züchtigung in Kenntniß geſetzt wurde, 
ſoll ſich nicht für competent gehalten haben einzuſchreiten. 

Die Peſther Zeitung meldet aus Paks im Tolnauer Komitat vom 25. 
März: „Wer die Donau bereiſte, wird wohl das zwiſchen Paks und dem Dorfe 
Kömlöd an der Donau hervorragende Gebirge, unter Anderem auch den ſogenann⸗ 
ten ſteilen Schanzenberg, gekannt haben. Das ganze Gebirge iſt mit den herr⸗ 


lichſten Weinreben und Obſtbäumen bepflanzt, und der Schanzenberg bot die herr⸗ 
lichſte Ausſicht auf die jenſeitige Gegend der Donau. Dieſer Schanzenberg iſt 
nicht mehr. Am 20. Vormittags trieben die hieſigen Fiſcher noch unter demſelben 
ihr Fiſcherhandwerk, und zwiſchen 11 und 12 Uhr erſcholl es: „Der Schanzen⸗ 
berg iſt verſunken.“ Die Urſache dieſes Phänomens konnte für jetzt noch nicht mit 
Gewißheit ermittelt werden; es war keine Spur von einem Erdbeben, wahrſchein⸗ 
licher iſt wohl, daß die Donau ſeit Jahrhunderten den Grund des ihr trotzenden 
Berges unterminirt und fo den Einſturz herbeigeführt hat. Der verſunkene Berg 
hat ſich dafür aber auch an feiner Gegnerin gerächt und den Grund der Donau 
auf mehreren Stellen, und zwar wo dieſe am tiefſten war, aufgewühlt, wodurch 
Millionen größerer und kleinerer Steine und Foſſilien ans Tageslicht gefördert 
wurden. Der einſt ſteile Berg bildet nun ein von vielen tauſend Riſſen zerklüfte⸗ 
tes Ufer, aus denen viele kleinere Quellen in die Donau ſprudelnd ſich ergießen, 
und die zahlloſen entwurzelten Weinreben und Obſtbäume liegen nun zerſtreut auf 
demſelben umher.“ 

Die Stadt Trarbach hat bekanntlich ein Fuder⸗Faß guten 42er Moſelweins 
für das beſte Lied auf die Moſel und den Moſelwein ausgeſetzt. Der Wein liegt 
da, 162 Lieder ſind eingegangen, aber das Urtheil iſt noch nicht geſprochen. Man 
will überhaupt den Wein gegen ein Faß 46er vertauſchen und erſt in dieſem Som⸗ 
mer den Preis zuerkennen, worüber Marſchner in Hannover und ein Muſikdi⸗ 
rektor in Darmſtadt die Entſcheidung erhalten. Man beabſichtigt, dieſe Feſtlich⸗ 
keit zur Zeit der Anweſenheit des K. Hofes in der Rheinprovinz zu veranſtalten, 
was zur Erhöhung dieſer ſchönen Feier viel beitragen und fuͤr die ganze Moſelge⸗ 
gend von hoher Bedeutung ſein dürfte, indem unſer hochherziger, kunſtliebender 
König es gewiß nicht ablehnen würde, das ſinnige Feſt durch ſeine Gegenwart zu 
verherrlichen. 

Ein Schreiben von der Warthe in der D. Allg Ztg. giebt folgende Schilderung 
von dem Fürſten von Warſchau: „Paskiewitſch iſt durch und durch ein Ruſſe und 
liebt als ſolcher den Polen nicht, iſt aber dabei ein braver und gerechter Mann, 
der das Geſetz mit fo vieler Milde, als zuläffig, walten läßt, und abſichtlich 
niemand beeinträchtigt. Daneben iſt er prachtliebend, und giebt dem Gewerbe⸗ 
ſtand Warſchaus viel zu verdienen, weshalb er auch unter der geringeren Klaſſe 
viele eifrige Anhänger zählt. In ſeinen glänzenden Cirkeln geht es freilich an⸗ 
ders her, als dies in dem weſtlichen Europa der Fall iſt, der Wirth iſt zugleich 
in jedem Augenblick der Gebieter, auf den alle Blicke gerichtet ſind; wenn er bei 
Tafel ſpricht, ſo wagt niemand zu eſſen, ſondern Jeder ſieht ihn unverwandt an, 
und greift erſt wieder zur Gabel, wenn der Fürſt die ſeinige bereits in Bewegung 
geſetzt hat. Er allein ſpricht laut, alle andere wagen nur zu ziſcheln.“ 


—— — . — — n — k UU ĩ ͤ¹umn1 «i — ——„—ͤę ee EEE 


Stadttheater in Poſen. 

Freitag den 23. April. Zweite Vorſtellung des 
Herrn Albert Gebhardt aus Berlin ꝛc. — Op⸗ 
tiſches Univerſum der Kunſt, Natur und Wiſſen⸗ 
ſchaft. Iſte Abth.: I. Optiſch⸗lebende Bilder, oder: 
Nekromantiſche Erſcheinungen. II. Plaſtiſche Gegen⸗ 
ſtände des Alterthums und der Neuzeit. 2te Ab th.: 
Dissolving views, oder: Nebelbilder. — Vorher: 
Pantoffel und Degen; Luſtſpiel in 4 Akten von 
Fr. v. Holbein. 


Die geſtern vollzogene Verlobung meiner Tochter 
Johanna mit dem Kaufmann Herrn Meyer 
Mamroth zeige ich hiermit ſtatt beſonderer Mel⸗ 
dung ergebenſt an. 5 

Poſen, den 21. April 1847. 
J. H. Kantorowicz. 

Als Verlobte empfehlen ſich 

Johanna Kantorowicz. 


Nothwendiger Verkauf. 
Odber⸗Landesgericht zu Poſen. 

Das im Adel nauer Kreife belegene adelige Rit- 
tergut Wegry J. Antheils, Wawroſzezyzna 
genannt, den Valerian und Maryanna v. We⸗ 
gierskiſchen Erben gehörig, gerichtlich abgeſchätzt 
auf 11,634 Rihlr. 20 Sgr. 6 Pf. zufolge der nebft 
Hypothekenſchein und Bedingungen in der Regiſtra⸗ 
tur einzuſehenden Taxe, ſoll zum Zwecke der Ausein⸗ 
anderſetzung 

am Aten Oktober 1847 Vormittags 
3 um 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
5 ian ra Realprätendenten werden aufge⸗ 
oten, ſich bei Vermeid äkluſion ſpäte⸗ 
ſtens in dieſem Termine a en e 


v. Wegierska, 


gierska, 


v. Wſtowska, 


Theodor, Johann, 


Es werden 


melden. Abfindun 
1 dem Aufenthalte nach unbekannten fi g, 
erfi 7 8 
Anton v. Wegiersti, Camilla v. Wer heitstheilung, und 


gierska, verehelichte v. 
deren Ehemann, 

Thecla ſeparitte v. Vrochocka geborne v. We⸗ 
gierska, 

An 
c 


Tarnowska und 


h theilun 
ela verwittwete Oberſtlieutenant v. Debi⸗ n Neft 


a, geborne v. Wegiers ka, 


1 


Nepomucena verwittwete v. Zaboklicka, ge⸗ 
borne v. Wegierska, f 

Ferdinand Au guſt v. Wegierski, 
Ferdinand v. Wegierski, 

Carl v. Wegierski, 

Alexander v. Wegierski, 

Wladislaus v. Wegierski, 

Albertine verehelichte Hildebrand, geborne 


Ludwig v. Wegierski, 
Roſa verehelichte v. Fiſcher, geborne v. We⸗ 


Pelagia verwittwete v. Cielecka, geborne 


Bekanntmachung. 


a) in dem Dorfe Jankoͤwko, Kreiſes Gne⸗ 
ſen, eine Gemeinheitstheilung, 

b) in dem Dorfe Glöwno, Domainen-Rent⸗ 
amts Schwerſenz, Kreiſes Poſen, eine 
Regulirung gutsherrlich⸗bäuerlicher Verhält⸗ 
niſſe und Gemeinheitstheilung, 

e) in dem Königlichen Forſtrevier Duſzno, 
Kreiſes Mogilno, eine Weider und Holz⸗ 


d) in der Stadt Klecko nebſt Vorwerk Woy⸗ 
tostwo, Kreiſes Gneſen, eine Gemein⸗ 


e) in den Ortſchaften Kakuleckie⸗ und 
Stare⸗Hauland, Kreiſes Gneſen, eine 
Hütungs⸗Separation und eine Gemeinheits⸗ 


in unſerem Reſſort, die Sache sub b. aber in dem 
der hieſigen Königlichen Regierung bearbeitet. 


Alle etwanige unbekannte Intereſſenten dieſer 
Angelegenheiten werden hierdurch aufgefordert, ſich 
in dem auf 

den 7ten Juni cur. Vormittags 11 Uhr 

hierſelbſt in unſerem Parteienzimmer anberaumten 
Termine bei dem Herrn Oekonomie-Kommiſſionsrath 
Bernecker zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame zu 
melden, widrigenfalls ſie dieſe Auseinanderſetzungen, 
ſelbſt im Falle der Verletzung, wider ſich gelten laſ⸗ 
ſen müſſen und mit keinen Einwendungen dagegen 
weiter gehört werden können. 

Poſen, den 2. April 1847. 

Königl. Preußiſche General-Kom miſſion 
für das Großherzogthum Pofen. 


Stephan v. Rudnicki, 

Au guſt v Rudnicki, 

Ignatz v. Rudnicki, 

Joſeph v. Rudnicki, und 

Maryanna v. Rudnicka, 
als Erben der eingetragenen Mitbeſitzer, Anton, 
Thecla verehelichte v. Rudnicta, Joſeph, 
Clemens, 
Johanna, Geſchwiſter v. Wegierski, werden zu 
dem vorgedachten Termine öffentlich vorgeladen. 

Poſen, den 28. Februar 1847. 


Auktion. 

Nachdem das sub No. 145. Kuhndorf belegene 
Grundſtück des Herrn Kommiſſtons-Raths Baarth 
in den Beſitz des Militair⸗Fiskus übergegangen iſt, 
ſollen ſämtliche Treibhausgewächſe (über 1900 Töpfe) 
und ſonſtige Blumen und junge noch verpflanzbare 
perennirende Straͤucher und Gewächſe, auch Obſt— 
bäume, öffentlich an den Meiſtbietenden gegen gleich 
baare Bezahlung in angemeſſenen Parthien verkauft 
werden. 

Der Verkauf wird in dem gedachten Grundſtück 

Montag den 26ſten d. M. früh 9 Uhr 
beginnen, und an darauf folgenden Tagen jedesmal 
Vormittags 9 bis 12 Uhr und Nachmittags 3 bis 6 
Uhr ſortgeſetzt werden. f N 

Poſen, den 17. April 1847. 

Königliche Feſtungsbau-Direktion. 


Adam und 


Bekanntmachung. } 
Die ſämmtlichen Mitglieder des Rettungsvers 
eins beider Abtheilungen laden wir zu einer Gene⸗ 
ral⸗Verſammlung und zur Probe mit den Spritzen 
und Rettungs⸗Apparaten auf 2 
Sonntag den 25ſten April c. früh 6 Uhr 
hiermit ergebenſt ein. Verſammlungs⸗Ort iſt der 
Kanonenplatz. ; 
Polen, den 21. April 1847. 
Der Vorſtand des Rettungs-Vereins. 
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Sonnabend den 2dften April Nachmittags 5 Uhr 
Verſammlung des Lehrer⸗Vereins in der Königlichen 
Luiſenſchule. 


Wiederholte Aufkündigung 
der 
Poſener 31procentigen Pfandbriefe. 


Unter Bezugnahme auf unſere Kündigungs-Be⸗ 


kanntmachung vom 3. Dezember 1846 fordern wir 
die Inhaber der aufgekündigten, bis jetzt nicht ein⸗ 
gelieferten 33procentigen Pfandbriefe 


Nummer 
des 
Pfandbrieſs 


lau: | Amorti⸗ 
fende] ſations 


A. Pro termino Weihnachten 1846. 
a 1000 Rihlr. 


18 861 Brody 
20 757 Chrzan 


Gut. Kreis. 


Buk 
Wreſchen 


11/ 1224| Drzeczkowo Frauſtadt 
1 509 Kuchary e Pleſchen 
7 354 Kemblowo Wreſchen 

25 710 Ociaz I. und II. Adelnau 
66 726 Zrenica Schroda 

a 500 Rthlr. 

25 812 Gay Samter 

40 793 Pudliſzkti Kroͤben 
9 752 Sowina koscielna Pleſchen 

16 1007 Sarbinowo Wagrowiec 
7 1220 Wola czewujewska J. | 

und II. Mogilno 
310 208 Wilkowo niem. (Deutſch 
Wilke) Frauſtadt 
32] 358 Zakrzewo Kröben 
a 200 Rihlr. 

34 11990 Brodowo Schroda 
5 4420 Bednary dito 

15 1130 Domaslaw klein Wagrowiec 

64 754 Jaraczewo Schrimm 
9 748 Miedzianowo Adelnau 

151 869 Solacz Poſen 
10 33 Stolezyn [Wagrowiec 
19} 823 Sarbinowo dito 

35| 1176 Wroöblewo Samter 

35 893 Woniesé vel Wojniec [Koſten 

33 560 Zrenica Schroda 

37 944 Zakrzewo Pleſchen 

381 945 dito dito 

A. 100 Rihlr. 

55 486 Bzowo | Szarnitau 
127| 623 Chrzan Wreſchen 
128 624 dito dito 

20 952 Kurowo & Gniazdowo Adelnau 
30 1099 Marcinkowo dolne Mogilno 

38] 276 Nowe ogrody (Neue 

Bärte) Frauſtadt 

30 1190 Orzeſzkowo Birnbaum 

610 727 pudliſzki Kröben 

17. 232 Sokolnik klein Samter 

47 998 Siemianice Schildberg 

40] 652 Urbanowo But 

28) 581 Wegorzewo Gneſen 

13) 1095| Wiewiorczyn ! Mogilno 

a 40 Rihlr. 

78 1030 Bzowo Czarnikau 

15 9810 Bednary Schroda 

48 1632) Brzesnica Schrimm 
142 1148 Cbrzan Wreſchen 

34 40 Dabrowa Wagrowier 

310 540 [Grzymyslawice Wreſchen 

37 1566 Golmitz (Golanice) Frauſtadt 

39 301 Owieczki Gneſen 

20 1060 Odrowaz dito 
103 1321| Pogrzybowo Adelnau 

27 15260 Paryz Wagrowiec 

28 1527 dito dito 

371 1605 Rudki Eamter‘ 

13 867 Strykowo [Poſen 
9 1261 Solacz dito 

240 1232 Wolenice Krotoſchin 

75 1702 Wroͤblewo Samter 
124 899 Zakrzewo Kröben 

à 20 Rrhlr. 

37 876 Czarnyſad Krotoſchin 

50] 902 Czermino Pleſchen 

67 705 Drzeczkowo n 

27 251 Goſtyn II. Kröben 

990 132 Myslatkowo Mogilno 
1251 668 Pogrzybowo Adelnau 
1260 669 dito dito 

361 861 0Paryz Wagrowiee 
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Nummer 


des ö . 
Pfandbrief Gut. Kreis. 
Jau Amortt⸗ f 
fende] ſations BER 
110, 139] Siemianice Schildberg 

39 384 Wrotkowo Krotoſchin 
6 391 Wegry II. Adelnau 
88 1032 Wröblewo Samter 
99] 723 Woniesé vel Woyniec |Koften 
861 781 Zakrzewo Pleſchen 


wiederholentli auf, dieſe Pfandbriefe im kours⸗ 
fähigen Zuſtande an unſere Kaſſe abzuliefern. 

Sollte dieſe Einlieferung auch nicht im Laufe 
des zu Johanni d. J. bevorſtehenden Zinſen⸗Zah⸗ 
lungs⸗Termins erfolgen, ſo werden die Inhaber 
nach Vorſchrift der Allerhöchſten Verordnung vom 
15. April 1842 (Geſetzſammlung pro 1842 pag. 
254 Nr. 14.) mit ihrem Realrechte auf die in dem 
aufgekündigten Pfandbriefe ausgedrückte Special⸗ 


Hypothek präkludirt, mit ihren Anſprüchen auf den, 


Pfandbriefs-Werth nur an die Landſchaft verwieſen 
und der baare Kapitals-Betrag wird nach Beſtrei⸗ 
tung der Koften des Aufgebots auf Gefahr und Ko— 
ſten der Gläubiger zum landſchaftlichen Depoſitorio 
genommen werden. 

Hierbei wird den Inhabern die Einlieferung der 


in den früheren Terminen gelooſeten, bis jetzt aber 


nicht übergebenen Pfandbriefe erinnert. 


Nummer 
des 
Pfandbrieſs 


au- Amort 
fende] ſations 


B. Aus früheren Terminen. 
a 1000 Rthle. 


Gut. Kreis. 


14 1603 Brodowo Schroda 

11 1214 Drzeezkowo Frauſtadt 
13 211 ʃGoſtyn II. Kröben 

1 2505 Gembice Czarnikau 

11 2355 Kiekrz Poſen 

11 686/Ociaz I. und II. Adelnau 

1 2397 Twardowo Pleſchen 

3 454 Zakrzewo Kröben 

1, 1313Zakrzewo Pleſchen 

a 2 500 Rthle. 

7 460 Bieganowo Schroda 
11 1254 Czermino Pleſchen 
24 2432 Dzialyn Gneſen 
19 1309| Dobrojewo Samter 

8 2344| Goͤra Poſen 

9 2201| Goniczki Wreſchen 

6| 1859| Tag Schrimm 
245 5110Lubaſz Czarnikau 

6 1914 Oſtek Adelnau 
310 1019 Pogrzybowo dito 

8 660 Poſadowo But 
10) 1001|Sarbinowo Wagrowiec 

7 2077 Slawno Gneſen 

7 1968| Wyſzki Pleſchen 

9 835 Wolenice Krotoſchin 

a 200 Rrhlr. 
33] 11980 Brodowo Schroda 
31] 640 [Brody Buk 
22 1026 Czermino Pleſchen 
35 2506 Czeſzewo Wagrowiec 
18 1144| Dzierzanowo Krotoſchin 


8 1633 Debowaleka II. (Geiers⸗Frauſtadt 


dorf II.) r 
29 2549| Daleſzyn Schrimm 
92| 1554 Dobrojewo Samter 
23 2263 Gwiazdowo Schroda 
50 1258 Jankowice Poſen 
32 1790| Krosno Schrimm 


7 1743 Olbrachcice (Ulbersdorf) Frauſtadt 
1803 Pogrzybowo Adelnau 


22 280 Szymankowo Obornik 
5 762 Solacz Poſen 

18 1549 Skoraſzewice Kröben 

18 822 Sarbinowo Wagrowiec 
19) 2111) Wfzolöw Pleſchen 
39 2437 Wierzenica Poſen 

160 2524 Wegry II. Adelnau 


11) 9930 Wola Czewujewska I. Mogilno 
und II. 
à 100 Rthle. 


46 21930 Vozejewice Schubin 
45 2192 dito dito 
23 1255 Domaslaw klein Wagrowiec 
5 2420 Glebokie Schroda 
72] 783 Jaraczewo Schrimm 
211 1885 Schroda 


Jaroskawice 


Nummer 
des g 
Pfandbriefs Gut‘ Kreis. 
Tau Amorti⸗ } 
fende] ſations 
14 1806 TLoſiniec Wagrowiec 
33 2185 dito dito 
29 3 Modliſzewko G 


neſen 
1301979 Olbrachcice (Ulbersdorf) Frauſtadt 
15 1266 Popowo Ignacewo Gneſen 


47 1654 Rambin oſten 
10 2555 Sadowie —.— 
37 165 Ziemnice Koſten 
h a 40 Rihlr. 

61 7120 Brzoſtownia Schrimm 
1460 11520 Chrzan Waschen 
255 an: dito dito 

8| Ezewujewo Mogilno 
160 2159 Orbomalea II. (Geiers⸗ 8 5 
dorf II. rauſtad 
330 21499 en dito I. dito j 
42| 2497 Domaslaw groß Wagrowiec 
101 1692 Gutowy groß Wreſchen 
40 549 Grzymyslawice dito 
65 2141 Gulczewo Gneſen 
39 739 Jankowice Poſen 
83 1255 Jaraczewo Schrimm 
50 1576 Koſſowo Kröben 
610 2319 Krosno Schrimm 
75 2999 Karniſzewo Gneſen 
25 2481 Lawki Mogilno 
224 1869 Liſſa (Leſzuo) Frauſtadt 
225 1870 dito ito 
* 25 8 dito 
Luſſowo 
19 2454 Lechlin . 
27 1272 Mierzewo „ GGGneſen 
47 1182| Neuguth (Nowawies) [Fraufiapt 
4a 1125 1 Birnbaum 
£ 2| Oftrowite Mogilno 
383 1800 Reifen (Rydzyna) Frauſtabt 
46) 700Stolezyn Wagrowiec 
480 72 dito ito 
5 . 05 dito 
1 ito i 
28] 696 Sokolnik klein a 
28 1483| Wieczyn Pleſchen 
17 2936| Wegierskie Schroda 
à 20 Rihlr. 
54] 556 Brody But 
26| 1254| Dalabuſzki Koften 
66| 93 Kotowiecko Pleſchen 
44 1822| Kwiatkowo I. und II. Adelnau 
27 592ſLwowek (Neuſtadt) But 
28 593 dito dito 
19| 1596Lubonia Frauſtadt 
36 1282 Mlynow Adelnau 
49 1894 Mſzyczyn Schrimm 
24 1300 Oborzysko Koſten 
830 5820Pudliſzkti Kröben 
31] 5730 Sowina koscielna Pleſchen 
35 571 Taczanowo a dito 
155] 273 Wilkowo niem. (Deutſch 
Wilke) Frauſtadt 
480 1074 Wargowo Obornik 


721 Woniese vel Woyniec Koſten 
Poſen, den 1. April 1847. N * 
General⸗Landſchafts-Direktion. 
— — — —ĩ — ' 


Einem geehrten Publikum zeige ich hiermit erge⸗ 
benſt an, daß ich bis Johanni mein Geſchäft ſowohl 
in fertigen Sachen, als auch ſämmtliche zum Putz 
erforderliche Waaren, entweder vereinzelt oder das 
Geſchäft im Ganzen zu ganz billigen Preiſen aus⸗ 
verkaufen will, als auch das Lokal, welches ſich zu 
ſolchem Geſchäft eignet, vermiethen werde. Jedoch 
werden bis zu der Zeit noch immer Beſtellungen ans 
genommen, welche auf das billigfte angefertigt wer⸗ 
den. Schloßſtraße No. 5. J. Korzeniewska. 


2 @ © W 

0 Ein Laden nebſt Wohnung iſt Breslauer⸗ 
Straße No. 6. vom Iſten Oktober ab zu vers 
miethen. 8 


NE I eL NL Ir 


15 Stück Netzbrucher 


friſchmelkende Hauptkühe nebſt Kälbern 
bringe ich Sonntag den Täften d. M. nach 
Poſen, und logire wie bisher im Gaſthof zum 
Eichborn, Krämerſtraße No. 18. 

: Fr. Schwandt. 


NM 94. Zweite Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 23. April 1847. 


D ̃—. . —.... k.k.. K ͤ—.—— 


Landtags · Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtags am 15. April 1847. 
Vereinigte Kurie 


Gortſetzung.) 

Fortſetzung der Rede des Abgeordneten Graſen von Renard): Wenn 
ganz Deutſchland, wenn die ganze civilifirte Welt auf uns ſieht, daß 
wir das Beifpiel geben des Muthes und der Kraft, fo iſt es nicht 
der Muth, die Kraft, die ſich in einem begeiſterten Streben zeigt, 
es iſt der Muth, die Kraft, die eigenen Wünſche zu zügeln, ſein eige⸗ 
nes Selbſt zu opfern, der Allgemeinheit, der Einheit, ſo der Kraft. 
Ich war Einer von den Wenigen, welche überhaupt gegen jede Adreſſe ſtimm⸗ 
ten. Einestheils brachte mich der Uſus der Provinzial-Landtage darauf, es 
leitete mich die Anficht, daß, wenn keine Adreſſe votirt würde, es keiner Ver⸗ 
wahrung bedürfte, und doch auch ohne dieſe der Rechtsboden der Verſamm⸗ 
lung nie entweichen könne, anderentheils hegte ich die Beſorgniß, daß ent⸗ 
weder gar keine Majorität, oder doch nur eine ſehr geringe, ſich mit dem 
Tenor irgend einer Adreſſe einverſtanden erklären würde. Und doch iſt eine, 
wo möglich ganz einſtimmige Adreſſe der Wunſch, den ich hege. Wie ſich 
mir die verſchiedenen Anſichten darſtellen, find mir doch nur drei denkbar, 
die als Prinzipien uns leiten können. Erſtens die Auſicht derer, die vorweg 
als Grundbedingungen unſeres ſtändiſchen Wirkens alles das aufgeſtellt wiſſen 
wollen, was ihnen wünſchenswerth, zweckmäßig, ja nothwendig erſcheint. Fer⸗ 
ner die Anſicht derer, die ohne Eingehen auf ſpecielle Rechte im Allgemeinen 
ſich blos dahin wahren wollen, daß der Rechtsboden ihnen nicht entweicht, 
daß unſere ganze ſtändiſche Inſtitution ſich nicht für alle kommenden Zeiten 
als ein unveränderliches Ganzes und Feſtes hinſtellt. Die dritte Anſicht iſt 
die derjenigen, welche in der Adreſſe nichts Anderes erwarten, als den Aus⸗ 
druck unbedingter Treue und Vertrauens, — Gefühle, die in jeder Bruſt 
hier leben. Das iſt die Anſicht derer, die nichts zu fürchten und ſo nichts 
zu wahren haben und es vorziehen, daß die Nützung des Gegebenen, die Er⸗ 
fahrung uns belehre, wie wir unſere Wünſche an den Thron um ſo klarer 
niederlegen können. Ich neige mich zur letzten Richtung hin, und zwar aus 
folgenden Gründen. Der Königliche Erlaß iſt gegeben, er iſt eine hiſtoriſche 

Thatſache; keiner menſchlichen Macht iſt es möglich, ihn aus den Annalen 

der Geſchichte zu ſtreichen. Stehen bleiben kann nichts in der Welt, dies iſt 
naturwidrig. Alles Beſtehende ſtrebt nach Rundung, nach Ergänzung, nach 
Vollendung, und ſo bin ich der Anſicht, daß durch Uebereilung nichts geför⸗ 
dert werden kann. Was der Natur gemäß iſt, das wird kommen, das muß 
kommen zur rechten Zeit und zur rechten Stunde. Ich glaube, daß, in Be⸗ 
zug auf unſere Wünſche, die ganze Verſammlung nicht um ein Haar breit 
von einander verſchieden iſt. Allein wir differiren diametral über die einzu⸗ 
ſchlagenden Wege, über die Mittel, wie wir alle zum letzten Ziele hinkommen 
follen. Ueber dieſe Mittel und Wege iſt es ſehr leicht möglich, daß man 
irre, und dieſe Betrachtung möge uns veranlaſſen, daß Jeder von feiner Sub⸗ 
jektivität ſo viel aufgebe, daß wir zu dem von mir heiß erſehnten Wunſche, 
zu einer möglichſt einſtimmigen Adreſſe gelangen. Nur eine ſolche, die ge⸗ 
ſammte Anſicht der ganzen Verſammlung oder eine ſich dieſem Ideale mög⸗ 
lichſt nähernde, giebt ein würdiges Bild würdigen Strebens und hat als ſolche 
eine unwiderſtehliche Kraft. Im Intereſſe der Allgemeinheit opfere ich gern 
meine eigenen Anſichten, inſoweit ſie von dem von einem Mitgliede der Her⸗ 
ren⸗Kurie aufgeſtellten Amendement differiren, weil dieſes Amendement einen 
ſo großen allgemeinen Anklang gefunden hat; und ſo wie ich bereit bin, meine 
Anſicht zu opfern, ſo erlaube ich mir die hohe Verſammlung zu bitten, mei⸗ 
nem Beiſpiele zu folgen zum Heile des Vaterlandes. (Bravo!) 

Fürft zu Wied: Meine Herren! Die geſtrige Debatte hat die Adreſſe 
nach allen Seiten hin beleuchtet, und ich nehme keinen Anſtand, dem vorges 
ſchlagenen Amendement des Herrn Grafen von Arnim beizuſtimmen. Ich 
trete mit ganzer Ueberzeugung dem vorgeſchlagenen Danke bei, der für ein 
freies Königl. Geſchenk dargebracht werden ſoll; aber ich würde es lebhaft 
bedauern, wenn Bedenken und Zweifel dieſen Eindruck des Vertrauens ſtören 
ſollten. Nach den Eröffnungen, die geſtern von dem Herrn Königl. Kem⸗ 
miſſar gemacht worden find, und nach den Schilderungen der edlen Geſin⸗ 
nungen Sr. Majeſtät des Königs glaube ich, daß wir uns vollkommen dabei 

eruhigen können. Um aber dieſes freie Königl. Geſchenk, wie es uns gege⸗ 

ben iſt, auch für die Zukunft zu erhalten, glaube ich, daß es wohl angemeſ⸗ 
ſen ſein würde, einen Ausdruck mit in die Adreſſe hineinzulegen, der dieſe 
Erhaltung verbürgte, und dieſer iſt, den König zu bitten, in ernſte Erwägung 
zu ziehen, ob eine periodiſche Wiederkehr der Verſammlung nicht ſtattfinden 
könne. Dieſer freimüthige Wunſch geht aus meiner innigſten Ueberzeugung 
hervor, und ich fürchte nicht, daß es als ein Mißbrauch der freien Rede an- 
geſehen wird, daß man mir den Vorwurf der Unehrbietigkeit machen werde, 
denn es iſt nichts unehrerbietiger, als ſeinem Königlichen Herrn die Wahrheit 
zu verſchweigen, wenn man zu reden aufgefordert iſt. Dies iſt der Sinn 
meines Antrags. . 

Abg. v. Dittrich: Durchlauchtigſter Marſchall! Ich erlaube mir, zus 
vörderſt einen kleinen Antrag in Betreff der Form zur Sprache zu bringen. 
Bei der erſten Fragſtellung hat ſich ergeben, daß dieſelbe nicht verſtanden 
worden iſt; ich bitte deshalb, daß einer der Sceretaire die von Ew. Durch⸗ 
laucht geſtellte Frage, nachdem fie niedergeſchrieben iſt, nochmals laut verleſe. 

Landtags⸗Marſchall: Ich werde dafür Sorge tragen, die zur Ab⸗ 
ſtimmung kommenden Fragen zur vollen Verſtändniß zu bringen. 

Abg. v. Dittrich: In Bezug auf die Debatte erkläre ich mich für das 
Amendement, und zwar aus dem Grunde, den ein Redner vor mir ausge⸗ 
ſprochen hat, aus dem Grunde der Einheit, weil ich hoffe, daß die Einheit 
durch das Amendement zu Stande kommen kann. Ich hatte gestern einen 
Zweifel gegen das Amendement, weil der Ausdruck „Manche“ darin enthal⸗ 
ien war. Dieſer Ausdruck iſt in „Viele“ verändert, und darum befriedigt 
mich das Amendement weit mehr als geſtern, und in dieſem Sinne ſpreche 
ich für daſſelbe. Ich habe noch Etwas zu erinnern in Betreff einer Aeuße⸗ 
rung des Herrn Königlichen Kommiſſarius. Nämlich derjenige Punkt, der, 
wenn wir, wie wir ſchuldig ſind, die Wahrheit ſprechen, uns am meiſten in 
Betreff der Verordnung vom 3. Februar d. J. zweifelhaft macht, iſt der, 


tirt das geſammte Staats⸗Vermögen; zur Sicherheit der Gläubiger 


daß einer Deputation von acht Mitgliedern eine Macht übertragen werden 
ſoll, die, wie mir ſcheint, nur von der ganzen Verſammlung ausgeübt wer⸗ 
den darf. Ferner beſtimmt ſie, daß von der Deputation nur 5 Mitglieder 
verſammelt fein dürfen. Der Herr Königl. Kommiſſar hat zwar den $. 6 
nicht fo interpretirt. Ich muß aber erklären, daß ich ihn nicht anders inter⸗ 
pretiren kann, als daß er zur Zeit des Krieges dieſelbe Macht hat, als zur 
Zeit des Friedens. Unter Mitgarantie verſtehe ich Bürgſchaft, Bürgſchaft 
aber ſetzt voraus Prüfung des Darlehens, und ich kann nicht durchfühlen, 
warum nicht die Provinzen bei Kriegsfällen zuſammenberufen werden können, 
welche vom Kriege nicht betroffen ſind. Ich ſehe nicht ein, warum dies nicht 
ſtattſinden können ſollte. Das iſt mein Hauptbedenken, das ich gegen die 
Verordnung vom 3. Februar d. J. auszuſprechen habe. Uebrigens wiederhole 
ich meine Erklärung, daß ich für das Amendement ſtimme. 

Abg. Conze: Die Beſorgniß, welche mich geſtern bewog, um das 
Wort zu bitten, die Veſorgniß nämlich: es möchten Anträge betrübender Art 
auf Abänderungen in dem vorliegenden Adreß-Entwurf ſich kundgeben, iſt, 
ſo ſcheint es, zu meiner großen Freude gehoben, und wenn mir demnach nur 
noch übrig bleibt, mein eigenes Votum zu motiviren, ſo möchte es doch jetzt 
noch nicht ungeeignet ſein, auf die Stimmung zurückzukommen, die jene Be⸗ 
ſorgniß hervorgerufen hat. — Die Königliche Thronrede hat der vielfach ge⸗ 
äußerten Hoffnung auf Erweiterung der in dem Patent vom 3. Februar 1847 
enthaltenen Zugeſtändniſſe, wenigſtens für die nächſte Zukunft, keinen Raum 
gegeben; dies wurde von Vielen ſchmerzlich empfunden. Wenn ich ſelbſt und 
mit nur der größte Theil meiner Kommittenten uns genügen laſſen, wenn 
wir mit ehrfurchtsvollem Dank die Königliche Gabe empfangen haben und 
der Zuverſicht leben, daß das Mangelnde nach gereifter Erfahrung, vielleicht 
ſchon in naher Zukunft, wird dargereicht werden, dann ſind doch Andere in 
dieſer Beziehung anders geſtellt, uns ich ehre hier jede abweichende Meinung, 
ſo lange ſie auf dem Grunde einer echt patriotiſchen Geſinnung ruht. 

Das Einzige, was ich tief beklagen muß, das ift der ſchlechte Dienſt, den 
uns die ſchlechte Preſſe geleiſtet hat, als ſie unſer Volk der Unzufriedenheit 
mit dem Gegebenen verdächtigte, in Wahrheit aber nur bemüht war, eine 
ſolche ſelbſt anzuregen und zu verbreiten. Wie es um Meinungen über Volks⸗ 
ſinn geſtellt iſt, das habe ich hier in dieſen Tagen erfahren müſſen, als von 
mir und vielen meiner Mitdeputirten der Ausſpruch vernommen wurde, „die 
Erlaſſung des Patentes vom 3. Februar d. J. haben wir der beſtehenden 
Aufregung im Volke zu danken.“ Kaum habe ich meinen Ohren getraut 
und habe mich gefragt: wo iſt denn die Aufregung im Volke? 

Regung — ja — die iſt vorhanden. Es reget ſich, und das kann nicht 
ausbleiben in einer Zeit, wie die gegenwärtige, unter den Männern der In⸗ 
telligenz und des beſonnenen Fortſchrittes, und ich freue mich ſchon, in den 
wenigen Tagen unſeres Zuſammenſeins die Ueberzeugung gewonnen zu ha⸗ 
ben, daß nicht nur unſere Rhein⸗Provinzen, ſondern auch alle Provinzen unſe⸗ 
rer Monarchie ſ olche Männer in nicht geriger Zahl hierher geſandt haben. 

Aufregung, die finde ich nur unter den Männern, nicht des Forte, ſon⸗ 
dern des Sturmſchrittes, unter den Meiſtern im Niederreißen — — 

(wird unterbrochen.) 
Der Redner lieſt ab. 
Es iſt nothwendig, daß man ſich auf bloße 


Mehrere Stimmen: 

Landtags- Marſchall: 
Notizen ee . 

„Abg. Gier (vom Platze): Wenn man ſich erſt Reden zu Haufe ausar⸗ 
beiten und dann hier 9 will, fo ſehe n N 

Landtags⸗Marſchall: Erklärt der Redner, feine Rede nicht ohne 
das Konzept fortſetzen zu können, ſo würde er am beſten thun, auf das Wort 
zu verzichten. (Pauſe, Unterbrechung der Sitzung.) 

Abg. Conze fährt fort. (Abermalige Unterbrechung.) 
Leandtags⸗Marſ chall: Die Verſammlung zeigt einen richtigen Takt, 
indem ſie darauf hält, daß nicht verleſen werde. Ich war der Meinung, 
der Redner habe nur Notizen vor ſich; er ſcheint ſich aber nicht auf Notizen 
beſchränken zu wollen; ich gebe ihm daher anheim, die Abſicht ſeines Vor⸗ 
trages uns in der Kürze mitzutheilen. 5 

Abg. Conze: Ich habe die Abfiht, zu erklären, daß ich mit dem 
Amendement zur Adreſſe ganz einverſtanden bin und wünſche, daß eine große 
Majorität dafür fein möge. 

2 Abg. N aumann: Ich habe um das Wort gebeten, obgleich ich fürchte, 
daß die Verſammlung ſchon ermüdet ſein möge von der langen Debatte; in⸗ 
deſſen glaube ich, daß das, was geſprochen if, möge es auch zu viel fein, 
nicht verloren gegangen iſt. Ich glaube, daß die Verſammlung ſich über 
viele Punkte von vornherein einigen müſſe, ehe ſie zu ihren weiteren Arbeiten 
ſchreitet. — Es if die Abſicht, Sr. Majeſtät dem König unſeren Dank aus⸗ 
zudrücken. Wohl, meine Herren, möge dieſer Dank nicht blos ein vom Her⸗ 
zen diktirter ſein, ſondern möge der Dank zugleich ſeine Beſtätigung finden 
im Verſtändniſſe deſſen, was wir erhalten haben. — Wir haben zu gleicher 
Zeit beabſichtigt, und die Kommiſſton in der Adreſſe, ſo wie auch das Amen⸗ 
dement ſchließen ſich dem an, eine Verwahrung einzulegen. Wohl, es ma 
geſchehen, in welcher Form es wolle. Möge dieſe Verwahrung zeigen da 
wir reiflich überlegt haben, weshalb wir uns verwahren, ER 
wußt find, wir verwahren uns wegen unferer Rechte. 

Dies vorausgeſchickt, bitte ich, mir noch einmal zu folgen bei der Pr 
trachtung der Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. Es fragt ſich, wofür wol⸗ 
len wir danken; es fragt ſich, wogegen wollen wir uns verwahren. Wofür 
danken? — Dann müſſen wir wiſſen, was uns gegeben iſt, wir müſſen uns 
deſſen bewußt werden. Gehen wir daher zurück auf das Gefes. Was hatten 
wir? Was haben wir? Wir hatten in dem Geſetze vom 22. Mai 1815 das 
Verſprechen einer Reichs-Verſammlung, ich will hinzufügen: einer Reichs⸗ 
Verſammlung, hervorgegangen aus den Ständen — ſo drückt ſich das Geſetz 
aus — mit der Zuſicherung, durch dieſe reichsſtändiſche Verſammlung berathen 
zu laſſen die allgemeinen Geſetze mit Einſchluß der Steuern. Das Geſetz vom 
17. Januar 1820 ſagt, der Staat hat Schulden; für dieſe Schulden garan⸗ 
> ſoll kei 
Darlehen mehr aufgenommen werden, es fei denn daß Bedürfniß och 
darüber ſoll die reichsſtändiſche Verſammlung befragt werden, fie ſoll mitga⸗ 
rantiren. Im weiteren Verfolg kam das Geſetz vom 5. Juni 1823. Es baute 
fort auf die Verheißungen vom 22. Mai 1815. Es gab uns die Provinzial 


daß wir uns ber 
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Stände, es verhieß eine allgemeine landſtändiſche Verſammlung. Dieſe letzte 
Verſammlung beſtand nicht bis zum heutigen Tage. Es fragt ſich, ob die 
Verordnung vom 3. Februar 1847 uns gegeben habe, was verſprochen iſt? 
Ich ſage: Ja! — und es iſt ſchon geſtern hier hervorgehoben, daß alle Kri⸗ 
terien, welche man an eine ſolche Verſammlung legen kann, vorhanden ſind. 
Es ſind die Provinzial-Stände, aus welchen die reichsſtändiſche Verſamm⸗ 
lung, hier der Vereinigte Landtag genannt, hervorgegangen iſt. Es iſt einge⸗ 
wendet worden: Ja, eine reichsſtändiſche Verſammlung mag es ſein, aber 
nicht eine, ſondern es ſind drei: der vereinigte Landtag, der ſtändiſche Aus⸗ 
ſchuß und die Deputation für das Staatsſchuldenweſen. Zugegeben, es ſind 
drei; aber jede hat die Kriterien in ſich, die an eine ſolche Verſammlung ge⸗ 
legt werden müſſen; jede dieſer Verſammlungen geht hervor aus den Provin⸗ 
zial⸗Landtagen, und daher glaube ich, man kann nicht ſagen, eine dieſer Ver— 
ſammlungen habe nicht den Charakter einer reichsſtändiſchen Verſammlung. 
Ich glaube, daß die Debatte über die Adreſſe nicht immer ganz richtig den 
Geſichtspunkt feſtgehalten hat, auf den es hier ankommt. Wenn wir danken 
wollen, und wenn wir uns verwahren wollen, fo geſchieht dies nicht mit Rück— 
ſicht darauf, was wir wünſchen, ſondern mit Rückſicht darauf, was wir ha= 
ben, was wir hatten. Nicht meine Wünſche ſpreche ich aus, ſondern wie ich 
die Geſetze verſtehe, wie die Geſetzgebung, die neueſte, ſich erhoben hat auf 
der früheren. Unſere Wünſcher gehören nicht hierher, unſere Wünſche gehören 
in die Petition. Dies mußte ich vorausſchicken, um nicht die Verſammlung 
glauben zu machen, als hätte ich keine Wünſche in Bezug auf unſere Geſetz⸗ 
gebung, als wäre ich vollſtändig befriedigt, als glaubte ich nicht, es gäbe noch 
etwas Beſſeres. Aber ich bemerke, daß, wie ſchon geſtern hervorgehoben, es zu 
frühzeitig iſt, Wünſche auszuſprechen, weil die Verſammlung ſchon jetzt ſich 
nicht einigen wird über jeden einzelnen Geſichtspunkt, der bei der Entwicke⸗ 
lung der Geſetzgebung feſtgehalten werden foll. 

Die zweite Frage, auf die ich kommen muß, iſt die: welche Einwendun⸗ 
gen ſind erhoben worden gegen die neuen Geſetze? Ich will darauf kommen, 
weil ich glaube, es muß der Verſammlung daran liegen, ſich vollkommen be- 
wußt zu werden, ob die Einwendungen ſtichhaltig ſind oder nicht. Die Preſſe 
hat ſich dieſer Frage bemächtigt nach allen Richtungen hin. Erkennen wir 
an, es iſt eine gewaltige Macht. Berückſichtigen wir fie hier nach dem Ge— 
ſichtspunkte, den ich aufgeſtellt habe, d. h. prüfen wir, ob die Einwendungen 
uns veranlaſſen können, gegen dieſe Geſetze aufzutreten. i 
det, die Verordnungen vom 3. Februar d. J. ſeien gegeben worden, ohne die 
Provinzial-Landtage darüber zu hören. Ich halte den Einwand für nichtig. 
Das organiſche Geſetz vom 5. Juni 1823 behält Sr. Majeftät die Entſchlie⸗ 
ßung vor, wann und wie die reichsſtändiſche Verſammlung oder, wie ſie dort 
genannt iſt, die allgemeinen Landſtände aus den Provinzial-Landtagen her⸗ 
vorgehen ſollen, und es iſt vorher beſtimmt, was Alles zur Cognition der 
Landtage kommen ſoll. Deshalb glaube ich, es iſt kein Grund für den Ein- 
wand vorhanden, der daraus gemacht wird, daß die Provinzial-Landtage 
nicht gehört ſeien. 

Ein anderer Einwand, und der iſt rein rechtlicher Natur, iſt daher genom- 
men worden, daß die Verordnungen vom 3. Februar d. J. nicht berathen 
ſeien in dem Staatsrath. Dieſer Einwand fällt in ſich zuſammen. Der 
Staatsrath iſt eine Königliche Behörde. Es iſt allerdings verordnet, Geſetz— 
Entwürfe ſollen dem Staatsrath vorgelegt werden, aber dies iſt keine Bedin- 
gung für die Gültigkeit des zu erlaſſenden Geſetzes. Se. Majeſtät der König 
kann von ſeiner Behörde verlangen die Begutachtung, aber er kann dies 
auch unterlaſſen. Ich finde darin keinen Mangel. Und wer ein Beden— 
ken dabei finden ſollte, dem rufe ich zurück, daß das Geſetz vom 5. Juni 
1823 dem Staatsrath Sr. Majeſtät auch nicht vorgelegt worden iſt, eben ſo 
wenig das Geſetz vom 17. Januar 1820. Denn die Geſetze ſelbſt enthalten 
darüber keine Andeutung, und die Verordnungen vom 3. Februar d. J. ent⸗ 
halten fie auch nicht. (Es iſt freilich nicht ausgeſchloſſen, daß fie berathen 
ſein können.) 

Es iſt ein dritter Vorwurf gemacht worden. Man hat geſagt: Die Ver⸗ 
ordnung gebe den Ständen ſo ausgedehnte Rechte, und doch hat man keine 
Wahlen veranlaßt, man hat den Landtag aus den Provinzial-Ständen zu⸗ 
ſammenberufen und nicht bedacht, daß dieſe ſo untergeordneter Natur ſeien, 
daß das Intereſſe geſchwunden wäre, daß man auf die Wahlen kein Gewicht 
mehr lege, daß Männer, die vielleicht Beruf in ſich fühlen, die Landtags⸗ 
Abgeordnete ſein ſollten, ſich zurückgezogen haben. Gegen dieſen Einwand 
erwidere ich: Des Königs Majeſtät hat im Geſetz vom 5. Juni 1823 das 
Wann und Wie ſich vorbehalten. Auf das »Wann« mußte jeder Wähler 
vorbereitet ſein, mußte glauben, des Königs Majeſtät würde das Verſprechen 
erfüllen, was früher ertheilt worden if: Den Grund laſſe ich nicht gelten. 
Ueber die Zweckmäßigkeit will ich kein Wort verlieren, aus dem Grunde, 
weil es unzuläſſig war, neue Wahlen zu veranſtalten. Die Geſetze vom 
Jahre 1823 ſagen gleichlautend für alle Provinzen: Die Landtags⸗Abgeord⸗ 
neten werden auf 6 Jahre gewählt. Nirgends ift vorbehalten, einen Landtag 
aufzulöſen, nirgends — das Recht, das Jeder erworben hat zu ſchmälern, 
durch eine Auflöſung des Landtags. Ich hätte es für eine Verletzung des 
Rechtes der einzelnen Deputirten gehalten. Darum mag die Frage über die 
Zweckmäßigkeit dahin geſtellt bleiben. a 
f Man hat endlich auch noch geſagt, Reichsſtände müſſen das Steuer-Be- 
willigungsrecht haben. Die Nothwendigkeit dieſer Prärogative kann ich nicht 
anerkennen; doch das Recht iſt gegeben, und ich ſchweige Man hat, um 
bei dieſer Gelegenheit etwas einzuſchalten, in der geſtrigen Debatte gemeint, 
es ſei den ſtändiſchen Rechten zu nahe getreten worden durch eine Beflimmung 
in den Verordnungen über das Steuer-Bewilligungsrecht. Es iſt da geſagt, 
die Verfügung in Beziehung auf Steuern und über die Einkünfte und Ver⸗ 
wendung der Domainen bleibe der Krone frei vorbehalten. Man hat daraus 

gefolgert, man wolle die Domainen dem Staats-Eigenthum entziehen. Es 
iſt ſchon bemerkt worden, dieſe Abſicht liege nicht vor. Eine Verletzung der 

ſtändiſchen Rechte finde ich darum nicht in dieſen Beſtimmungen, weil den 
Provinzial⸗Landtagen keine Nechte geben worden find, über die Verwendung 
der Domainen Rath zu ertheilen oder gar Dispofitionen zu treffen. Das 

Geſetz hat es uns nicht gegeben, nicht genommen. Ich finde daher keine 
Verletzung darin. a Nat 5 

Endlich hat man geſagt, der Vereinigte Landtag ſei nicht legitimirt. In 

einer Beziehung möchte ich ſagen: Ja. Wir ſind nach einer Richtung din 


vom 5. Juni 1823 lag 


Man hat eingewen⸗ 


nicht legitimirt. Wenn ich nicht legitimirt bin, fo könnte es ein Anderer ſein. 
Die Verordnung müßte mir Rechte geben, die ſchon ein Anderer hat. Es 
frag: ſich, ob ſolche Beſtimmungen da find. Das Geſetz vom 17. Januar 
1820 ſtellt allerdings noch einen anderen Berechtigten hin, der ſagen kann: 
„Aendere mir das Geſetz nicht«. Das find die Gläubiger des Staats. Darum 
halte ich dieſes Geſetz für ein Noli me tangere.« Selbſt dieſe hohe Ver⸗ 
ſammlung wir darin nichts ändern können. 
Die poſitiven Rechte, welche dieſer Verſammlung übertragen worden, 
enthalten die Verordnungen vom 3. Februar d. J. Ich komme zur Frage: 
Sind durch die Prärogativen, die dieſer hohen Verſammlung eingeräumt ſind, 
die Rechte, welche früher die Stände hatten, irgendwie gekränkt worden? — 
Was hatten wir für Rechte? — Die Provinzial⸗Landtage hatten das Recht, 
die Provinzial-Geſetze zu berathen. Das Recht iſt ihnen unverkürzt geblie⸗ 
ben. Sie hatten die Berathung der allgemeinen Geſetze, inſofern ſie ſich auf 
das Eigenthums- und Perſonenrecht, mit Einſchluß der Beſteuerung, bezie⸗ 
hen, ſo lange keine reichsſtändiſche Verſammlung berufen werden wird. Sie 
iſt zuſammengcerufen. Mit dſie ſem Augenblick hört dieſe Prärogative auf. 
Man hat den Einwand gemacht gerade hierbei: Wenn die Reichsſtände kon⸗ 
ſtituirt worden find, dann dürfen die Provinzial-Stände die allgemeinen Ge⸗ 
ſetze gar nicht mehr berathen. Ich glaube nicht, daß das in der Verordnung 
| oder zu finden iſt. Ich wünſche, daß allgemeine 
Geſetze nur von der allgemeinen ſtändiſchen Verſammlung berathen werden 
möchten, aber ich ſehe keine Verletzung. 
Das Geſetz vom 5. Juni 1823 übertrug uns ferner das Recht der Bitte 
und Beſchwerde, hervorgegangen aus dem provinziellen Bedürfniß und der 
Bedrückung einzelner Individuen. Auch das Recht iſt nicht genommen. Dem 


Vereinigten Landtag konnte in dieſer Beziehung gegeben werden, was ihm 
gegeben iſt; es konnte ihm mehr' oder weniger gegeben werden. Eine Ver— 


letzung durch das Gegebene für die beſtehenden Rechte kann ich nicht abſehen. 
Endlich hatten die Provinzial-Landtage noch das Recht, ihre Kommunal- 
Angelegenheiten zu verwalten. Das iſt untangirt geblieben. Das Geſetz v. 
17. Januar 1820 iſt das, was poſitive Rechte eingeräumt hatte. Das Ge⸗ 
ſetz iſt, meines Erachtens nach, nicht vollſtändig erfüllt; ich will mich darüber 
weiter erklären. Das Geſetz vom 17. Januar 1820 ſagt: wenn das Be⸗ 
dürfniß der Aufnahme einer neuen Schuld eintritt, ſo ſoll dies nicht anders 
geſchehen, als unter Zuziehung und Mitgarantie der Reichsſtände. Das iſt 
in dem Art 2 geſagt worden. In dem Art. 3 heißt es: Für dieſe Schul⸗ 
den ſoll das Geſammt-Vermögen des Staates haften, und da nimmt das 
Geſetz Bezug auf den erſten Artikel, der die geſammte Staatsſchuld auf 180 
Millionen feſtſtellt. Was die Verordnung vom 3. Februar d. J. betrifft, ſo 
iſt darin geſagt, die Schulden ſollen nicht anders aufgenommen werden, als 
unter Zuſtimmung der Stände (deutlicher ausgedrückt: als „unter Zuziehung“); 
aber es macht einen Zwiſchenſatz und fagt: es ſollen künftig Schulden, „für 
welche das Geſammt⸗Vermögen des Staats haften ſoll,“ nicht anders „als 
unter Zuziehung und Mitgarantie des Vereinigten Landtags aufgenommen 
werden. Ich geſtehe, da bleibt die Verordnung vom 3. Februar zurück hin⸗ 
ter dem Geſetz vom 17. Januar 1820. Was iſt aber die Folge des Zurück⸗ 
bleibens? Wir haben geſtern aus deem Munde des Königl. Kommiſſars 
gehört, es ſei nicht die Abſicht geweſen, den Ständen irgendwie ihre Gerecht⸗ 
ſame zu kränken; es habe aber nöthig geſchienen, Beſtimmungen zu treffen 
in Betreff des Staatsſchuldenweſens, welche es der Verwaltung möglich ma⸗ 
chen, Schulden für das gewöhnliche Bedürfniß, die ſich durch kurrente Ein⸗ 
nahmen wieder erſetzen, zu kontrahiren, ohne gegen das Geſetz zu verſtoßen, 
ohne in die Nothwendigkeit zu kommen, die reichsſtändiſche Verſammlung zu 
berufen. Ich muß bekennen, daß, wollte man das Geſetz ändern, man die 
Stände hätte fragen müſſen. Hat man ſie nicht gefragt, ſo ſind ihre Rechte 
ungekränkt geblieben, d. h. ich halte dafür, daß, wenn heute der Staat in 
die Nothwendigkeit kommen follte, eine Schuld zu kontrahiren, für welche das 
geſammte Vermögen des Staats nicht haften ſoll, er doch der Verpflich⸗ 
tung nicht bar iſt, die Stände zu hören. Iſt dieſe hohe Verſammlung nicht 
die Stände⸗Verſammlung', die für ſolche Darlehne die Mitgarantie geben 
ſoll, ja, — ſo exiſtirt ſie noch nicht, dann haben wir die Prärogative nicht. 
Aber es beſteht auch keine zweite, die dieſe Prärogative hätte, und der Staat 
würde ſich in der Unmöglichkeit befinden, ein ſolches Darlehn aufzunehmen. 
Ich will nicht ſagen, daß die Staatsregierung durch jene Geſetz⸗Vorſchriften 
nicht in manche Verlegenheit kommen könnte. Ich gebe es zu: in dieſe Ver⸗ 
legenheit kann ſie kommen. Soll ſie gehoben werden, dann muß die Ver⸗ 
ſammlung ihre Zuſtimmung zur Aenderung von Vorrechten geben, die das 
Geſetz vom 17. Januar 1820 ihr zugelegt hat. Dies iſt meine Meinung in 
Beziehung auf das Kontrahiren von Schulden in Friedenszeiten. In Be⸗ 
ziehung auf Kriegszeiten: — auch da können die Veſtimmungen vom 3. Fe⸗ 
bruar 1847 die Beftimmung vom 17. Januar 1820 nicht ändern. Das letzt⸗ 
angezogene Geſetz macht keinen Unterſchied zwiſchen Schulden in Kriegs⸗ und 
Friedenszeiten; zu beiden (ſo muß alſo geſchloſſen werden) war die reichsſtän⸗ 
diſche Zuſtimmung und Mitgarantie eine Bedingung. Auch hier wird in 
Kriegszeiten, meines Erachtens, die ſtändiſche Deputation für das Schulden⸗ 
weſen nicht eintreten können für die reichsſtändiſche Verſammlung. Ich möchte 
nach meiner Meinung eine Anſicht berichtigen, die hier verſchiedentlich aufge⸗ 
ſtellt if. Man ſieht die ſtändiſche Deputation für das Staatsſchuldenweſen 
als eine Deputation des Vereinigten Landtags an. Ich kann ſie als eine 
ſolche nicht anerkennen, und es iſt von Seiten des Königlichen Kommiſſars 
ſchon erinnert worden, daß es eine ſelbſiſtändige Deputation iſt, eine felbft- 
ſtändige Inſtitution, eine reichsſtändiſche Inſtitution, mitbeſonderen Prärogativen. 
Dieſe Prärogativen könnten weiter gehen, als dieſe Geſetzgebung ſie giebt; ich 
glaube aber, ſie ſind ſchon zu weit ausgedehnt für eine Deputation von 
acht Mitgliedern. as Zuſtimmungs recht iſt nach der Interpretation, 
wie wir fie gehört haben, dieſer Deputation nicht gegeben worden, ſondern 
nur die Prärogative: ſie kann verlangen, zugezogen zu werden. Es iſt dies 
zwar ein Recht, aber — zuſammengehalten und verglichen mit dem Recht 
der Bewilligung und Zuſtimmung — ein ſo untergeordnetes, daß ich darauf 
verzichten möchte, wenn es nicht ein anderes wird. Das ſind die Bedenken. 
Ich glaube gezeigt zu haben, daß durch die Inſtitutionen des Vereinigten 
Landtages, des ſtändiſchen Ausſchuſſes und der Deputation für das Staats- 
ſchuldenweſen die Rech te nicht gekränkt worden find. Ob Wünſche gekränkt 
worden ſind, das iſt eine Frage, ich wiederhole es, die hier nicht hergehört. 
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Rechte find nicht gekränkt. Doch ich habe noch eines, die Steuer⸗Bewilli⸗ 
gung, vergeſſen. Die Steuer Bewilligung ſtand den Ständen nicht zu; es 
iſt in ihr dem Vereinigten Landtage etwas Neues gegeben worden, etwas 
Neues, was uns zur Ausſprechung des Dankes dc. Veranlaſſung giebt. 
Auch hier könnte eine Beeinträchtigung gefunden werden, denn die allgemei⸗ 
nen Geſetze (ſo heißt es im Geſetz vom 5. Juni 1823), welche Veränderun⸗ 
gen in Perſonen und Eigenthumsrechten und den Steuern zum Gegenſtande 
haben, ſollen von den Provinzial-Landtagen berathen werden. Die Verord⸗ 
uungen vom 3. Februar d. J. ſprechen von dieſer Berathung nicht mehr, ſie 
ſagten aber: in Kriegszeiten hat die Krone das Recht ohne Beirath außeror⸗ 
dentliche Steuern zu erheben. Auch hier, glaube ich, muß den Ständen das 
Recht aus der früheren Geſetzgebung vorbehalten bleiben. 
Nun komme ich zum Schluß. Es iſt vorgeſchlagen worden, zu danken. 
Ich glaube, wir find ſchuldig, zu danken für Konſtiturung des Organs, 
welches hier verſammelt iſt, für die Erweiterung der ſtändiſchen Rechte, die 
namentlich in dem Steuer-Bewilligungsrechte liegt. Der zweite Vorſchlag 
iſt die Verwahrung. Die vorgeſchlgene Adreſſe, wie ſie von der Kommiſſion 
uns vorgelegt iſt, entſpricht nach dem, was ich geſagt habe, meinen Wün⸗ 
en nicht ganz; ſie geht mir zu weit, denn ſie ſpricht Wünſche aus, 
wo es ſich nur handelt um Wahrung von Rechten Unſere Wünſche können 
verletzt fein, unſere Rechte find nicht verletzt, auch inſofern fie nicht auf 
dieſe Verſammlung übertragen find. Unſere Rechte find der neuen Geſetz⸗ 
gebung ungcachtet geblieben, wie ſie waren in Beziehung auf das Staats⸗ 
ſchuldenweſen, in Beziehung auf die allgemeinen Geſetze, in Betreff der Be- 
ſteuerung. Darum würde ich mit der Adreſſe und ihrer Wahrung der Rechte 
nicht mich einverſtanden erklären; ich würde der Krone gegenüber nur die 
Anſicht des Landtages ausgeſprochen haben, daß das, was an die Zuſtimmung 
der Stände gebunden war, ohne Zuſtimmung der Stände nicht ausgeübt 
werden darf, wenn auch das Recht der Zuſtimmung dieſer Verſammlung nicht 
übertragen worden iſt. Ich glaube aber, daß das Amendement, zuſammen⸗ 
gehalten mit der Erklärung des Königlichen Kommiſſars, eine genügende Si⸗ 
herheit begründet, um die Geſetzgebung, die nach meiner Anſicht gegenwärtig 
eine lückenhafte fein würde, zu vervollſtändigen. Mein Votum geht daher 
für Annahme der Adreſſe mit dem Dank, wie ihn der Entwurf der Kom⸗ 
miſſion, mit dem Vorbehalt, wie ihn das Amendement ausgeſprochen hat. 


tönigl. Kommiſſar: Ich habe nur auf einen einzigen Paſſus der eben . 


gebeten Rede zu antworten. Es iſt hier zum erſtenmale die Rede geweſen 
5 den Staats⸗Gläubigern und iſt bemerkt worden, daß in dieſer Beziehung 
as Geſetz ein noli me langere fein müſſe. Ich bin hiermit, ſo weit es ſich 
um die Staats⸗Gläubiger handelt, welche bis zu dieſem Augenblick vorhanden 
ſind, völlig einverſtanden, bin aber auch der Meinung, daß durch das Geſetz 
vom 3. Februar 1847 ihre Rechte nicht um ein Haar breit beſchränkt find. 
Wenn es ſich aber um künftige Staats-Gläubiger handelt, fo haben dieſe 
keine Rechte aus dem Geſetze vom 17. Januar 1820 zu ſchöpfen, ſondern 
beagle aus dem Geſetze vom 3. Februar d J. 

„Abg. Naumann: Die Erklärung des Königlichen Kommiſſars macht 
— klar, daß ich mißverſtanden worden bin. Was ich geſagt, hat ſich auch 
vor 0 enen e bei den eee betheiligt ſind, bezogen, 
. bg. Hanſemann: Durchlauchligſter Marſch a ſam 
indem ich das Wort ergreife, bin ich tier en Ba a 
unſerer Berathung, tief ergriffen von der Schwäche meiner Kräfte im Ver⸗ 
— 1 See den Ban, die wir hier verhandeln. Möge mein Gefühl, 

Vaterlandslie I 5 di i ! Zus 
vörderſt fühle ich e erſetzen, was die Natur mir verſagt hat. Zu⸗ 
des Miniſteriums das Wort genommen hat, dafür zu danken, daß derſelbe 
in parlamentariſcher Weite die Verantwortlichkeit des Miniſteriums für alle 
uns vorgelegten Erlaſſe der Krone ausgeſprochen hat. Das iſt der gute, rechte 
was unf dem wir uns befinden, und auf dieſem können wir freimüthig Alles, 
fenen i ein und ſelbſt die Thronrede beleuchten. Die Lage des Mini⸗ 

* gas eigenthümliche in dieſer Angelegenheit: Gewiß hat daſſelbe 
9.9 , als es den Rath zu dem Erlaffe vom 3. Februar d. J. gab, das 
Land zu befriedigen; dies iſt nicht geſchehen; und wenn irgend ein Zweifel 
daran ware, jo find es die Verhandlungen, die wir ſeit geſtern hier geführt. 
Nur ein oder zwei Redner haben ſich unbedingt für Alles mit Lob ausgeſpro⸗ 
chen, ſonſt ift der Unterſchied in den Anſichten der Redner nur darin, daß der 
eine verwahren will, was er für Rechtens hält, daß der andere in Form von 
Wünſchen feine verſchiedenen Anſichten ausſprechen mag. Es iſt nun keines⸗ 
weges meine Meinung, daß die Verſammlung in irgend einer Weiſe die Fort- 
bildung des Gegebenen durch die Form ihrer Erklärungen erſchweren möge, 
und das um ſo weniger, als aus dem Munde des Königlichen Kommiſſarius 
ſchon Zusicherungen gegeben worden find, daß eine Fortbildung gencigtes Ge- 
hör finden werde. Meine Ueberzeugung iſt aber, daß die von der Kommiſ⸗ 
ſion vorgelegte Adreſſe, mit Weglaſſung desjenigen Paſſus, worin der Schmerz 
der Verſammlung über die Thronrede ausgedrückt wird, kein Hinderniß 
der Fortbildung der Verfaſſung im Sinne der großen Majorität dieſer 
Verſammlung entgegenſtellt: Freilich iſt die Lage des Miniſteriums bei 
dieſer Angelegenheit leichter, wenn das Amendement des Herrn Grafen 
von Arnim angenommen würde. Aber auch mit dem Entwurf der Adreſſe 
wird das Ministerium ſchon Wege und Mittel finden, die Diſſidenzen zu 
beſeitigen und Harmonie zwiſchen Verſammlung und Thron zu bringen. 
Ich wenigſtens habe die Ueberzeugung, daß dies ſehr wohl angeht. Vor 
Allem, ehe ich auf das Amendement weiter eingehe, werde ich Ihnen den 
ER Unterſchied deffelben mit dem Entwurf der Kommiſſion darzuſtel⸗ 

en ſuchen. Der Entwurf der Adreſſe spricht es klar und deutlich aus 
„Nachdem Ew. Königl. Mafeſtät den in dem Geſetze oom 5. Juni 1823 aus- 
gedrückten Vorbehalt verwirklicht und der Verſammlung, welche in jenem Ge⸗ 
wu eine allgemeine ſtändiſche, in demjenigen vom 17. Januar 1820 eine 
= sſtändiſche Verſammlung genannt wird, den Namen des Vereinigten 
und inder beigelegt haben, ſind dadurch dem letzteren die in den angeführten 
Pe. "iR früheren Refegen begründeten Gechte erworben.“ Dies, meine Her- 
ſich, 8 beftimmte Erklärung, daß die gegenwärtige Verſammlung nun 
Kandis fie auch nicht ſo genannt ift, doch dem Weſen nach als die reichs⸗ 
— Sacher zur Daß mithin alle auf dieſe lautenden Rechte vermittelſt 
af sordnung dieſer Verſammlug auf ſie übergegangen ſind. Von 


mich gedrungen, dem Herrn Miniſter, der bisher Namens 


dieſer ſehr deutlichen Erktärung iſt im Amendement des Grafen von Arnim 
nichts, wenigſtens nichts Deutliches, und mir ſcheint, daß in dieſem Punkt 
die größte Deutlichkeit ſtattfinden müſſe. Der Entwurf der Adreß⸗Kommiſ⸗ 
ſion hebt nun mehrere Punkte hervor, wofür er vorhandene Rechte in An⸗ 
ſpruch nimmt und wahrt. Eine ſolche klare Wahrung von Rechten, auch 
nicht einmal in allgemeinen Ausdrücken, iſt in dem Amendement nicht vor⸗ 
handen. Denn es wird in demſelben in dieſer Beziehung nur geſagt, daß 


wir im Laufe unſerer Verhandlungen auf diejenigen Punkte der Verordnun⸗ 


gen vom 3. Februar d. J. näher eingehen werden, in welchen Viele unter 
uns die volle Uebereinſtimmung mit den älteren Geſetzen vermiſſen. „Denn“, 
heißt es weiter, „damit Ew. Königl. Majeſtät getreue Stände dem Throne 
eine wahrhafte Stütze ſeien, damit wir Ew. Königl. Majeſtät wirkſam mit⸗ 
helfen können zum Heile und Gedeihen unſeres theuren Vaterlandes, muß 
in denen, die wir vertreten, die Ueberzeugung leben, daß uns — wie die 
Ehre und die Kraft der Krone — ſo auch die uns von unſeren Königen ver⸗ 
liepenen ſtändiſchen Rechte thener find, daß wir beide als unſchätzbare Kleinode 
bewahren und pflegen.“ Es wird alſo hier keine klare Verwahrung ausge⸗ 
drückt, ſondern es wird nur, dem Sinne nach, in dieſem ganzen Paſſus ge⸗ 
ſagt, daß Mancher unter uns Zweifel hätte an der Uebereiſtimmung des Ge⸗ 
ſetzes vom 3. Februar d. J. mit den früheren Geſetzen. Und nun wir aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit angedeutet, man wolle ſpäter auf dieſe Angele⸗ 
genheit zurückkommen. Und es heißt nun weiter: „Sollte der Landtag durch 
feine Berathungen, ſollten Ew. Königl. Majeſtät durch feine ehrfurchtsvoll 
vorzutragenden Gründe ſich von dem Vorhandenſein ſolcher Abweichungen 
zwiſchen den älteren und den gegenwärtigen Geſetzen überzeugen“ — es wird 
alſo vorausgeſetzt, daß wir zu einer ſolchen Ueberzeugung kommen, „ſo zwei⸗ 
feln wir nicht, daß Ew. Königl. Majeſtät Weisheit und Gerechtigkeit die 
Wege erwählen werde, welche zu ihrer Ausgleichung in einer mit der Wohl⸗ 
fahrt Preußens vereinbaren Weiſe führen, der Wohlfahrt, die auf der Stärke 
des monarchiſchen Prinzips und auf einem ſicheren und geordneten ſtändiſchen 
Rechtsboten beruht.“ Es wird alſo die Vorausſetzung ausgedrückt, daß, 
wenn wir in der weiteren Berathung erſt einmal zu der Ueberzeugung der 
Nichtübereinſtimmung des Geſetzes vom 3. Februar d. J. mit den früheren 
kommen würden, alsdann Se. Majeſtät der König dieſe Diſſidenzen, dieſe 
Unterſchiede durch, neue Anordnungen wegräumen würden; das Ganze ift 
alſo, meine Herren, in glänzender Form eine Bitte, die Aehnlichkeit mit 
einer Verwahrung hat, aber keine iſt. f 

Das Weſen iſt alſo, machen Sie ſich das wohl klar, das iſt der große 
Unterſchied zwiſchen dem Amendement und dem Entwurf der Kommiſſion: 
Der letzte ſetzt ſich klar und beſtimmt auf den vorhandenen Rechtsboden und 
ſagt, wir haben Rechte; das Amendement ſetzt dies noch in Zweifel. Ferner 
iſt der zweite Unterſchied, den ich hervorhebe, daß der Entwurf der Adreſſe 
ſich beſtimmt auf den Grund der früheren Geſetze ſtellt, daß er erklärt, wir 
ſind die reichsſtändiſche Verſammlung, und als ſolche gehen die früheren Rechte 


auf uns über. (Bravo.) Das iſt der große Unterſchied, und wenn es zur 


Abſtimmung kommt, ſo prüfen Sie wohl Ihre Gewiſſen. Es handelt ſich um 
einen wichtigen Moment, es handelt ſich darüber, ob das lebendige Gefühl 
des Rechts in Ihnen lebt, oder ob Sie nur von Vertrauen, von Gnade leben 
wollen (große Bewegung). Ich liebe und achte meinen König, aber als freier 


Mann geſtehe ich! Recht, das iſt der Boden der Vaterlandslieb. 


Eine Stimme: Darf ich um das Wort bitten? a 

Abg. Hanſemann: Bitte, ich habe noch lange nicht ausgeredet. Meine 
Herren, noch ein anderer Unterſchied iſt anzuführen zwiſchen dem Entwurf 
und dem Amendement. Er iſt der, daß wir freimüthig, aber ehrfurchtsvoll 
Wahrheit reden. Meine Ueberzeugung iſt es, gerade vor einem fo erhabenen 
Oerrſcher, als wir das Glück haben, in unſerem König zu beſitzen, geziemt 
es ſich, freimüthig die Wahrheit zu ſagen. Gerade dadurch bekundet die 
Nation, daß ſie würdig iſt der Ausbildung der ſtändiſchen Verfaſſung, die 
dieſer erhabene Herrſcher ihr zugedenkt. Meine Herren, ich habe Ihnen eben 
den Unterſchied dargeſtellt in dem Sinne der zuerſt vorgeſchlagenen Adreſſe 
und des Amendements. Ich gehe nun dazu über, Ihnen auseinanderzuſetzen, 
weshalb ich aus weiteren zweckmäßigen Gründen das Amendement bekämpfen 
und die Adreſſe mit der von mir angedeuteten Aenderung angenommen zu 
ſehen wünfde- ö 

Landlags-⸗Marſchall: Alſo ein neues Amendement? 

Abg. Hanſemann: Nein. Meine Herren! Was iſt einer der großen 
Fehler unſerer bisherigen Geſetzgebung über Rechte der Stände? Es iſt die 
Ungewißheit, die Unklarheit, es iſt der Umſtand, daß man ändern kann nach 
Grund der Zweckmäßigkeit ſelbſt, ſchnell ändern kann. Und ſo haben wir 
denn in Preußen, meine Herren, eine ſehr wandelbare Verfaſſung, weil die 
Anſichten darüber ſeit 1815 bis 1847 vielfeitg gewechſelt haben. Dieſe Wan⸗ 
delbarkeit der Verfaſſung erachte ich meines Theils für ein Unglück, nicht nur 
für die Nation, vielmehr für die Stärke des Throns. Ein Haupt⸗Element 
der letzteren beſteht darin, daß die Rechte klar beſtimmt ſind, daß ein Ver⸗ 
trauen auf das Feſtſtehen öffentlicher Rechts-Prinzipien vorhanden, ſei, und 
dies kann nur fiattfinden, wenn die Verfaſſung nicht aus Gründen der Zweck⸗ 
mäßigkeit blos mit dem Beirath ider Räthe der Krone abgeändert mer: 
den kann. Indem wir uns nun im vorgelegten Entwurf erklären: Wir 
ſind die reichsſtändiſche Verſammlung, wie die Geſetze ſie vorgeſehen haben, 
ſo folgt daraus von ſelbſt, daß alsdann, nach unſerer Uebezeugung wenig⸗ 
ſtens, ein Vertrag mit der Krone über dasjenige, was etwa abzuändern iſt, 
künftig ftattfinden werde. Wir kommen dann auf den feſten Boden der Un⸗ 
wandelbarkeit, der Verfaſſung, und zwar siner ſolchen, daß die fernere Ent⸗ 
wickelung nur mit gegenſeitiger Zuſtimmung und Verathung zwiſchen Thron 
und Ständen ſtattfinden, nie aber auf den einſeitigen Rath der Räthe der 
Krone erfolgen kann. Ferner wird auf dieſe Weiſe das Mißtrauen beſeitigt, 
was vielfeitig ſich eingeſchlichen hat. Wir find hier dem Lande, dem Throne 
Wahrheit ſchuldig, und ich ſpreche es unumwunden aus, es iſt höchſt bedauer⸗ 
lich, daß das Vertrauen, was früher ſtattfand, nicht mehr in gleichem Maße 
für die Regierung vorhanden iſt. 

Mehrere Stimmen: Das iſt nicht wahr! (Aufregung.) 

Der Marſchall: Der Redner wird fortfahren. l | 

Abg. Hanſemann: Möge hierüber, über dieſe Thatfache, ich halte 
fie für eine ſolche, auch eine verſchiedene Anſicht flattfinden, nun, das ändert 
nicht die Pflicht, die ich habe, das, was ich aus meinen Beobachtungen ge⸗ 
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nommen habe, hier zu ſagen. Mögen Andere anders beobachten, mögen fie 
es auch ſagen. Nun, meine Herren, das iſt gerade aus dieſen Verordnun⸗ 
is in Verbindung mit der Geſchäftsordnung entſtanden; dieſe Aktenſtücke 

nd, indem fie die ſtändiſchen Rechte vielſeitig beſchränken, mit Mißtrauen von 
den Räthen der Krone geſchrieben, mit Mißtrauen dagegen, daß wir eben 
unſere Rechte mißbrauchen würden. Mir ſcheint es beſſer, daß Klarheit dar⸗ 
über obwalte, und ich hege jetzt die Hoffnung, nach dem, was der Herr Land⸗ 
tags⸗Kommiſſar geſtern uns geſagt, daß ſowohl in den Erlaſſen vom 3. 
Februar d. J., fo wie in der Geſchäfts⸗Ordnung, das bereitwillig von den 
Räthen der Krone nachgelaſſen werde, was ein ſolches Mißtrauen gegen uns 
ausſpricht. Ich halte weiter die Adreſſe der Kommiſſion für die beſte, weil 
ſie nur wenige Rechte poſitiv verwahrt, und weil, wenn wir das nicht thun, 
wir den Anfichten der Nation, nach meiner Ueberzeugung, wenigſtens in mei⸗ 
ner Provinz — ich vermag andere nicht ſo zu beurtheilen — nicht entſpre⸗ 
chen würden. Bedenken Sie doch, meine Herren, daß es ſich nur von ſehr 
wenigen Rechten handelt, von kleinen im Vergleich zu denjenigen Rechten, 
deren ſich die Stände anderer Staaten zu erfreuen haben. Wohlan, wir 
wollen ruhig abwarten, was weiter von der Krone beſchloſſen wird, aber dieſe 
wenigen Rechte, die wollen wir wahren. f 

Wenn Sie zurückblicken meine Herren, in die Geſchichte anderer Länder, 

auch in die unfrige, fo werden Sie finden, daß die Kraft der Nation auf 
zwrierlei Weiſe geweckt wird, beſonders da, wo, wie bei der unſrigen, nicht 
eine lebhafte, ſtark ausgebildete Nationalität ſchon beſteht. Sie wird geweckt 
durch große Unbilden, die die Nation erfährt. Das iſt der eine Weg, und 
das iſt der, den Deutſchland durchgemacht hat zu Anfang dieſes Jahrhun⸗ 
derts bis 1812 und 1813. Hier, meine Herren, müſſen wir uns ſelbſt als 
Deutſche nicht ſchmeicheln. Wir mögen anerkennen, welche Vorzüge wir als Na⸗ 
tion haben, laſſen Sie uns aber auch freimüthig unſere Mängel anerkennen. 
Das war ein großer Mangel des Nationalcharakters, daß es zehnjährigen Be⸗ 
drückung von Seiten der Fremden bedurfte, bis die Nation ganz aufſtand. 
Bedenken Sie, meine Herren, daß damals erſt dieſe Bedrückungen voraus⸗ 
gegangen ſind. Nun der zweite Weg. Es iſt derjenige, auf welchem die ci⸗ 
viliſirten Nationen heutigen Tages zu wandeln haben. Die Kraft der Na⸗ 
tionalität wird geweckt durchs Rechtsgefühl. Dies iſt es, was überall bele⸗ 
ben muß, ohne eine ſolche giebt es keine lebendige, keine kräftige Nation. 
Da iſt nun unſere Aufgabe zuerſt, daß wir, die wir nach der Verordnung 
vom 3. Februar d. J. nicht zu ſtark hingeſtellt ſind, ſondern durch mancherlei 
Beſchränkungen uns ſchwach fühlen müſſen, uns ſtärken, ſelbſt als Vertreter 
der Nation, und deshalb halte ich es für unzweckmäßig Es iſt der erſte Grund 
der Zweckmäßigkeit; daß wir in einer Verwahrung von Rechten ſprechen, da⸗ 
durch erheben wir uns zum Rechtsgefühl! Es wird uns ſtärken, und dieſe 
Stärkung halte ich für ſehr nothwendig für Preußen. Die Thronrede hat 
auf Gefahren von Seiten des Auslandes hingewieſen. Ich werde hier nicht 
in die auswärtige Politik eingehen, aber Wahrheit habe ich mir zur Pflicht 
gemacht, und ſo ſpreche ich es unumwunden aus: Preußen iſt allerdings in 
einer unter gewiſſen Eventualitäten bedenklichen Lage, und laſſen Sie es uns 
wohl begreifen, wir müſſen uns ſtärken. Dieſe bedenkliche Lage will ich Ihnen 
nur in zwei Momenten hervorheben. Wir können hier vollſtändig die Wahr⸗ 
heit ſagen und über Dinge ſprechen, die in ganz Europa bekannt ſind. Wir 
haben mächtige Nationen zu Nachbarn. Auf der einen Seite eine Nation, 
die danach ringt, mit eiferner Konſequenz eine große Nationalität von vielen 
Millionen zu begründen, und deren Eroberungen ſeit hundert Jahren unge⸗ 
heuer geweſen ſind. Ich bezeichne ſie nicht, dieſe Macht, Sie Alle werden 
mich verſtehen. 

Eine Stimme: 
regung.) 

Abg. Hanſemann: Ich 


Ich glaube nicht, daß dies zur Debatte gehört. (Auf⸗ 


8 weiſe nach, wie wir uns ſtärken müſſen. 

Der Marſchall: Ich glaube, daß die Rede, die wir hier vernehmen, 
uns dem Augenblick der Abſtimmung bedeutend näher bringen wird. Ich 
glaube auch, daß in dieſem Augenblick nicht mehr Grund vorhanden iſt, den 
Redner zu erinnern, daß er ſich nicht von dem Gegenſtand entferne, als dies 
bei anderen Reden der Fall war, die wir geſtern und heute vernommen has 
ben. Ich habe mich abſichtlich und aus Gründen, deren Gewicht mir auch 
in dieſem Augenblicke noch nicht zweifelhaft iſt, ſolcher Erinnerungen enthal⸗ 
ten. Die Rede, die wir vernehmen, wird, wie ich wünſche, uns nicht unför⸗ 
derlich fein, daß wir dem Augenblick der Abſtimmung uns nähern. 

Abg. Hanſemann: Ich fahre fort, meine Herren, und mache aufmerk- 
ſam, daß am entgegengeſetzten Ende eine eben fo große Gefahr, wenn auch 
in anderer Form, uns bevorſteht. Nun das iſt's gerade, was ich hervorheben 
will, daß das Rechtsgefühl, wenn es die ganze Nation belebt, fie ſtark erhe⸗ 
ben, ſie kräftigen wird, und daß es kein beſſeres Mittel giebt, als das, um 
die Nation dahin auszubilden, wohin ſie kommen muß, wenn ſie in Eintracht 
mit den übrigen deutſchen Stämmen ſich mächtig durch ſolche Gefahren er⸗ 
heben ſoll. Es hat mich erſt ein Redner unterbrochen und geſagt, das gehöre 
nicht hierher. Wohl! meine Herren, ich ſage, es gehört hierher. Was iſt 
die Urſache, weshalb vom Rheinlande, von dem äußerſten Weſten und von 
der anderen Seite don Oſten her das Bedürfniß der Entwickelung des 017 
fentlichen Rechts am ſtärkſten gefordert wird? Was iſt der Grund, der lier 
liegende Grund? Ich will es Ihnen ſagen, und Sie werden es ehren, wenn 
ich es Ihnen angeführt. Er besteht darin, die öſtlichen wollen nicht ruſſiſch 
und die weſtlichen wollen nicht franzöfiſch werden. (Bravo) Wir wollen 
Deutſche, wir wollen 5 bleiben, aber das öffentliche Recht entwickeln. 
Das it unfere tiefe Ueberzeugung! (Sehr gut! Bravo!) Und nun noch 
ein Wort zum Schluß, ü 

Ich habe ſeit Jahren die Ueberzeugung geäußert, daß für Preußens 
Verfaſſung eine auf alte Geſchlechter gegründete Ariſtokratie einen weſentlichen 
Theil in der Verfaſſung einnehmen möge. Meine Ueberzeugung gründet ſich 
darauf, daß auf der einen Seite die neuen Elemente unſerer ſozialen Ver⸗ 
hältniſſe vollkommen demokratiſcher Natur find, und daß ich, weil die Noth⸗ 
wendigkeit es erfordern wird, neue Elemente ſich entwickeln zu laſſen, auf der 
anderen Seite als Gegenwicht ein ſtolzes auf fein Recht kräftiges Haus haben 

öge was die alten Geſchlechter vertrete und die Rechte verwahre, die Rechte 
der Krone, wenn die Demokratie zu weit gehen will, die Rechte des Volks, 
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wenn die Räthe der Krone Erlaffe vor! 


des Volkes gekränkt werden. Alſo Konſervativſein iſt nach meiner Ueberzeu⸗ 


chlagen, wodurch die früheren Rechte 


gung die Aufgabe. Das beſteht aber darin, zu wahren, was man hat und 
beſonders die Rechte; und von Ihnen, meine Herren, erwarte ich, daß Sie 
konſervativen werden, und wahren, was beſteht. i 

Prinz von Preußen: Wir haben gehört, daß geſagt worden iſt, die 
vorliegenden Verordnungen ſeien aus dem Mißtrauen der Räthe des Königs 
hervorgegangen. Vermöge meiner Geburt bin ich der erſte Unterthan des 
Königs, vermöge des Vertrauens des Königs ſein erſter Rathgeber. Als ſol⸗ 
cher gebe ich die heilige Verſicherung in meinem und der übrigen Rathgeber 
Namen (die Miniſter erheben ſich), daß kein Mißtrauen einen von uns be- 
ſchlichen hat, als dieſe Verordnungen berathen worden find. Aber eine Vor⸗ 
ausſicht haben wir gehabt, daß die Verordnungen, die zum Beſten des Vater⸗ 
landes gegeben wurden, Freiheiten und Rechte der Stände niemals auf Un⸗ 
koſten der Rechte und Freiheiten der Krone gewähren ſollten. Das iſt der 
Grundſatz, nach welchem ich an dieſem Werke Theil genommen habe, und 
einen Vorwurf des Mißtrauens laſſe ich auf die Krone und ihre Räthe nicht 
kommen. 

Landtags-Kommiſſar: Ich muß noch einmal um das Wort bit⸗ 
ten, bitte aber nicht zu glauben, daß ich das mit Sehnſucht'erwartete Ende 
der Debatte zu ſehr hinausſchieben werde. Der verehrte Redner hat ange⸗ 
führt, es gehe aus den Arußerungen, die ich gemacht habe, hervor, daß das 
Miniſterium, daß die Räthe der Krone ſich für verantwortlich erklärt haben. 
Ich weiß nicht, aus welchem meiner Worte dieſe Schlußfolge gezogen iſt. Ich 
weiß aber, daß wir uns allerdings für verantwortlich halten für alles das, 
was wir thun, vor Gott, vor dem Könige und vor unferem Gewiſſen. Wir 
ſind aber nicht verantwortlich für das, was Se. Majeſtät Allerhöchſtſelbſt als 
Souverain beſchließen und befehlen. Dafür ſind wir nicht verantwortlich. 
Das iſt es, was ich zur Aufklärung habe ſagen wollen und müſſen, weil es 
nöthig iſt, daß die Verſammlung dieſes Verhältniß ganz genau erkenne und 
erwäge. 5 

Der Marſchall: Es haben ſich, ganz genau gezählt, noch vierund⸗ 
dreißig Redner um das Wort gemeldet. Ich bin der Meinung, daß ich die 
Abſicht der Verſammlung richtig deute, wenn ich ausſpreche, daß es nicht in 
ihrem Wunſch liegen wird, ſie alle zu hören, ſondern die Debatte ihrem 
Schluß zugeführt zu ſehen. Um dies zu erreichen, würde ich dem Abgeordn. 
v. Auerswald, der an der Reihe iſt, das Wort geben können, nachher dem 
Grafen von Arnim und dem Referenten. Dann würden wir, ſo ſcheint es 
mir, zum Schluß der Berathung gelangen. 

Abg. Aldenhoven (vom Platz): Ich bitte, daß Jedem, der das Wort 
erbeten, daſſelbe geſtattet werde. Wir müſſen unſere Abſtimmung motiviren, 
dazu ſind verhergeſchickt, nicht um zu ſchweigen. 

Abg. Tſchokke und Graf v. Heldorf (vom Platz): Ich muß erklä⸗ 
ren, daß ich mich bereits gemeldet habe, und wenn ich auch gerade nicht viel 
neue Anſichten vorzubringen habe, ſo kann ich doch nich auf das Wort ver⸗ 
ichten. j 
k Der Marſchall: Das es nicht in meiner Abſicht liegt, die Debatte 
zu beſchränken, davon glaube ich geſtern und heute vollgültige Beweiſe gege⸗ 
den zu haben. Es wird daher auch den Abg. Aldenhoven und Tſchokte nicht 
verweigert werden, eben ſo wenig wie den vierunddreißig anderen, wenn die 
Verſammlung noch der Meinung iſt, ſie anzuhören. Ich kann aber doch dem 
Wunſch der großen Majorität der Verſammlung nicht Gewalt anthun. Und 
wenn die große Mehrheit wünſcht, noch heute zum Schluß zu kommen, fo 
bin ich nicht im Stande, ihre Meinung zu ändern oder ihr entgegenzutreten. 

Abg. Aldenhofen (vom Platz): Dann erſuche ich Ew. Durchlaucht, 
dieſe Frage an die Verſammlung nicht zu ſtellen, damit Jeder ſein Votum 
motiviren kann, wenn wir auch länger hier bleiben müſſen. 

Der Marſchall: Es ſcheint mir dies eine Anſicht zu ſein, die ſich 
aus der provinzialſtändiſchen Verſammlung, aus der Anſicht von dem Weſen 
und der Aufgabe derſelben herſchreibt, die ſich aber nicht gebildet hat in dem 
Raume diefes Saales. Hier ſcheint mir ein anderes Erforderniß nicht uns 
berückſichtigt bleiben zu können, nämlich, daß es nicht zweckmäßig ſein kann, 
daß ein Jeder darauf ausgehe, ſeine Anſichten zu motiviren, ſondern, daß es 
zweckmäßiger erſcheint, daß jede Anſicht vollſtändig vertreten ſei, aber nicht 
durch alle Mitglieder. Wenn Alle ihre Meinung motivirt vortragen wol⸗ 
len, ſo können wir nicht heute, auch nicht in dieſer Woche zu Ende kommen, 
und daß dies nicht im Wunſch der Verſammlung liegt, glaube ich beſtimmt 
behaupten zu können. At 2 

Abg. Mohr (vom Platz): Es iſt natürlich, daß in dieſer wichtigen 
Angelegenheit Jeder wünſche, daß ſein Votum vernommen werde. Ich muß 
daher bitten, daß die Debatte ſo lange fortgeführt werde, als noch irgend ein 
Redner ſich meldet. 

Der Landtags-Marſchall: Ich habe dem Redner zu entgegnen, 
daß das, was auf den Provinzial⸗Landtagen vorkommen kann, daß mög⸗ 
lichſt ein Jeder über wichtige Fragen ſeine Anſicht motivirt vorträgt, hier 
nicht möglich iſt. Darauf muß hier verzichtet werden. Wenn alſo die Mehr⸗ 
heit der Verſammlung auf Abſtimmung dringt, ſo habe ich nicht die Pflicht 
und nicht das Recht, derſelben entgegenzutreten. 

Abg. v. Kraſzewski (vom Platz): Ew. Durchlaucht ſind allerdings 
berechtigt und verpflichtet, der Verſammlung Gehör zu geben, wenn 21 Stim⸗ 
men dieſes fordern. * 

Der Marſchall: Das Geſchäfts-Reglement enthält nicht ganz das, 
was der Abgeordnete ſagt. Es enthält nicht, dak der Marſchall der Debatte 
Fortgang zu geben habe, wenn 24 Mitglieder es verlangen. Es enthält 
ganz etwas Anderes, nämlich die Beſtimmung, daß, wenn 24 Mitglieder 
die Fortſetzung der Debatte verlangen, der Marſchall darüber abſtimmen zu 
laſſen habe, ob der Debatte Fortgang, zu geben ſei oder nicht. Es iſt alſo 
in die Hand der Verſammlung gelegt und nicht in die von 21 Mitgliedern. 
Dies ſcheint dem Redner entgangen zu ſein. Daß wir uns dem Ende der 
Debatte genähert haben, ſteht feſt; wenn alſo nicht der von mir bezeichnete 
Gang eingehalten wird, daß dem Abgeordneten Auerswald, dann dem Grafen 
von Arnim und zuletzt dem Referenten das Wort gegeben wird, fo müſſen 
wir darüber abſtimmen, ob die Debatte zu ſchließen ſei oder nicht. Der Ab⸗ 
geordnete von Auerswald hat jetzt das Wort. 


(Schluß folgt.) 


